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rechtsanpassungsgesetz für das Land Nordrhein- Westfalen 
Drucksache 16/1625 vom 04.12.2012 

Ihr Schreiben vom 21.01.2013 
Geschäftszeichen: Referat FIN 

Sehr geehrte Frau Kiwitt, 

übersenden wir Ihnen die Stellungnahme des DBB NRW zum Entwurf des Dienst­

rechtsanpassungsgesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen vom 05.02 .2013 

nebst folgenden Anlagen 

~ Artikel 2 § 28 Berücksichtigungsfähige Zeiten 

~ Gutachten von Prof. Dr. Christoph Gusy "Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!" 

Gegenüber unserer Ihnen bereits zugesandten Stellungahme ist noch eine Ergän­

zung zu § 65 LBG erfolgt. 

Wir bitten Sie, unsere Ihnen bereits zugesandte Stellungnahme, die diese Anlagen 

nicht umfasst, durch die nunmehr angereicherte Stellungnahme nebst Anlagen zu 

ersetzen . 

Mit freundlichen Grüßen 

rL 
V~all) 
Justiziar 

Gartenst raße 22 
D-40479 Düsseldorf 

Telefon 0211 491583-0 
Telefax 0211491583-10 
post@dbb-nrw.de 
www.dbb-nrw.de 
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Sehr geeh rter Herr Vorsitzender Hahnen , 
sehr geehrter Herr Vorsitzender Klocke, 
sehr geehrte Damen und Herren Abgeordnete , 

wir bedanken uns für die Übersendung des Entwurfs eines 

Dienstrechtsanpassungsgesetzes tür das Land Nordrhein- Westfalen , Drucksache 

16/1625 vom 04 .12.2012. Hierzu nehmen wir gerne Stellung. 

Zunächst erlauben wir uns folgende Vorbemerkungen: 

Sonderzahlung 

Mit großem Unverständnis haben wir zur Kenntnis genommen, dass der 

Gesetzentwurf keine Aussagen zur Sonderzahlung enthält. Bereits vor der Wahl 

wurde auf der Sitzung des Hauptvorstandes des DBB NRW am 07 .05 .2012 von 

allen Parteien und damit auch von den Vertretern der SPD und Bündnis 90/Die 

Grünen erklärt. dass gegen einen Einbau der Sonderzahlung in das Grundgehalt 

keine Bedenken bestehen. Da einer der Kernpunkte des vorliegenden Gesetzes die 

Änderung des Besoldungssystems ist, ist es angezeigt, auch diese Zusage hierbei 

einzu lösen . 
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Die Position des DBB NRW wird insofern noch einmal nachdrücktich geltend 

gemacht: 

;.- Einbau der Sonderzahlung in das Grundgehalt und anschließende 

Rückgängigmachung der zweiten Kürzungsmaßnahme. Insoweit wird auch 

auf das positive Beispiel des Bundes verwiesen . 

Versorgungsausgleich 

Der Versorgungsausgleich ist neu geregelt worden. Der bisherige Einmalausgleich 

über die gesetZliche Rentenversicherung nach Saldierung aller Rechte ist abgelöst 

worden durch die sogenannte interne Teilung. Jede Versorgung wird innerhalb 

desjenigen Systems geteilt. bei dem das Anrecht der ausgleichspflichtigen Person 

zum Ende der Ehezeit besteht. Die Ausgleichsberechtigten erhalten einen 

unmittelbaren Anspruch gegen den Versorgungsträger der ausgleichspflichtigen 

Person. Transferverluste und Wertverzerrungen werden hierbei beseitigt. Diese 

interne Teilung ist auch bei der Beamtenversorgung des Bundes eingeführt worden. 

In Nordrhein-Westfalen gilt noch immer die sogenannte externe Teilung. Im 

Rahmen der ersten Stufe der Dienstrechtsreform sollte auch die sogenannte interne 

Teilung implementiert werden. 

Versorgungsauskunft 

Eine Zielsetzung des derzeitigen Reformvorhabens ist die wirkungsgleiche 

Übernahme des Rentenrechts auf das Beamtenversorgungsrecht. Unter anderem 

ist rentenrechtlich auch der Anspruch auf eine jährliche Rentenauskunft begründet 

worden. Die Übernahme in das Beamtenversorgungssystem ist insoweit überfällig 

und sollte auch im Rahmen der jetzigen Novellierung begründet werden . 

Familienzuschlag der Stufe 1 (§ 40 Abs. 1 Nr. 4 BBesG in der am 31.08.2006 

geltenden Fassung) 

Nach der Vorschrift gehören zur Stufe 1 des Familienzuschlags Beamtinnen und 

Beamte, die eine andere Person nicht nur vorübergehend in ihrer Wohnung 

aufgenommen haben und ihr Unterhalt gewähren, weil sie gesetzlich oder sittlich 
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dazu verpflichtet sind oder aus beruflichen oder gesundheitlichen Gründen ihrer 

Hilfe bedürfen . Dies gilt bei gesetzlicher und sittlicher Verpfl ichtung nicht, wenn für 

den Unterhalt der aufgenommenen Person Mittel zur Verfügung stehen , die das 

Sechsfache des Betrages der Stufe 1 übersteigen. Im Zuge der Reform des 

Kindergeldrechts wurde im Bereich des Bundes die gleichlautende Vorschrift des § 

40 Abs. 1 Nr. 4 BBesG unter anderem dahingehend novell iert, dass die 

Eigenmittelanrechnung entfallen ist. Im Zuge des Gleichklangs ist auch eine 

entsprechende Regelung im Lande NRW vorzusehen. Die Föderalismusreform ist 

nicht erfolgt, um eine unterschiedliche Entwicklung im Bund und den Ländern zu 

ermöglichen . Den betroffenen Beamtinnen und Beamten auf Landesebene ist auch 

nicht vermittelbar, dass divergierendes Recht im Bundesgebiet gilt. 

Berücksichtigung von Kindern, die vor 1992 geboren wurden 

Im Rentenrecht werden diese Kindererziehungszeiten mit einem Jahr berücksichtigt. 

Das Beamtenversorgungsgesetz sieht dagegen nur die Berücksichtigung von sechs 

Monaten vor. Es ist insoweit nicht einsehbar, dass nur die belastenden 

Auswirkungen des Rentenrechts in das Bearntenversorgungsrecht, nicht aber die 

begünstigenden Regelungen übernommen werden. Insoweit ist auch hier der 

Gleichklang herzustellen . Dies gilt ungeachtet der aktuellen Diskussion im Hinblick 

auf die Übertragung der derzeitigen Regelungen auf die Kindererziehungszeiten für 

Kinder, die vor 1992 geboren wurden . 

Zu den Regelungen im Einzelnen: 

Art. 2: Änderung des Bundesbesoldungsgesetzes: 

Nr. 2 Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung (§18) 

Die Normierung der bisherigen bewährten Praxis einer gebündelten 

Dienstpostenbewertung wird von uns befürwortet. W ir gehen davon aus, dass die 

analytische Stellenbewertung im Kommunalbereich unberührt bleibt. 
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Nr. 5: Bemessung des Grundgehalts (§27) 

Sie teilen mit, dass durch die Umstellung auf Erfahrungsstufen keine Mehrkosten 

entstehen . Diese angebliche Kostenneutralität ist im Einzelnen darzustellen. Die 

vorgesehenen Änderungen dürfen insbesondere nicht zu Einkommensverlusten von 

übergeleiteten und Einkommensdefiziten bei neu eingestellten Beamtinnen und 

Beamten führen. 

Nr. 6: Berücksichtigungsfähige Zeiten (§28) 

Gegenüber den bisherigen Regelungen zum Stufenaufstieg ergeben sich allerdings 

im Einzelfall spürbare Nachteile, vergleich t man die derzeitige Regelung mit den 

geplanten Regelungen . Nach § 28 Abs. 2 werden Zeiten einer Kinderbetreuung für 

jedes Kind sowie Zeiten der tatsächlichen Pflege von nahen Angehörigen für jeden 

Angehörigen bis zu drei Jahren unschädlich angerechnet. Nach derzeit geltendem 

Recht sind je nach Einzelfall weitere Zeiten anrechenbar bzw. unschädlich. Insoweit 

verweisen wir auf eine uns vorliegende Stellungnahme zu dieser Thematik, die wir 

als Anlage diesem Schreiben beifügen. Insoweit sind wir der Auffassung . dass noch 

Nachbesserungsbedarf besteht. 

Ein weiterer besonderer Problembereich ist der Anwärterbereich und hier 

insbesondere der lebensälteren Kolleginnen und Kollegen der Laufbahnen. die eine 

abgeschlossene Berufsausbildung oder berufliche Tätigkeiten voraussetzen . 

Insoweit führen Sie bei der Auswertung zu der Anhörung zum Gesetzentwurf aus, 

das bei neueingestellten Beamtinnen und Beamten mit typischen Lebensläufen 

nicht von einer Verminderung des Lebenseinkommens auszugehen ist. Die 

Umstellung könne allerdings in Einzelfä llen zur Verschlechterung gegenüber der 

bisherigen pauschalen Anrechnung führen . Diese Folgen seien notwendigerw-eise 

durch die Systemumstellung bedingt. Vorliegend bedeutet dies , dass die 

Beamtinnen und Beamten , die als Widerrufsbeamte den Vorbereitungsdienst 

ableisten . nach erfolgreichem Bestehen der Laufbahnprüfung voll inhaltlich von den 

neuen Regelungen umfasst werden . Für diese sind keine Übergangsregelungen 

vorgesehen . Dies führt tei lweise zu erheblichen Härten. Gerade die Laufbahnen , in 
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denen abgeschlossene Berufsausbildungen oder berufliche Tätigkeiten als 

Voraussetzung für eine Einstellung gefordert werden , sind hiervon insbesondere 

betroffen . 

Es handelt sich insoweit um Bewerberinnen und Bewerber, die bereits lebensälter sind . 

Oie Systemumstellung ist bei ihnen besonders gravierend, da wie bisher sogenannte 

unschädliche Zeiten keine Berücksichtigung mehr finden . Zeiten, die nach Vollendung 

des 21 . Lebensjahrs liegen, werden bei lebensälteren Bewerbern grundsätzlich nicht 

mehr gewertet. Im Extremfa ll findet die Erfahrungsstufe 1 Anwendung, während im 

bisherigen System die Dienstaltersstufe 3 und höher in Ansatz gebracht worden wäre. 

Hier spart das Land Gehalt ein und zwar gerade bei den lebensälteren Berufsanfängern. 

Dies ist kein gutes Signal gerade mit Blick auf die Demographie und das sich 

abzeichnende Bewerberproblem im öffentlichen Dienst. 

Oie betroffenen Anwärterinnen und Anwärter hatten sich für die entsprechende 

Laufbahn entschieden in der Gewissheit, nach erfolgter Laufbahnprüfung ein 

bestimmtes , sicherlich nicht üppiges aber akzeptiertes Gehalt der Höhe nach zu 

erhalten . Diese Hoffnung wird kurzfristig durch die Systemumstellung nachhaltig 

enttäuscht. Viele Betroffene , die aufgrund der seinerzeitigen Erwartungen eine 

bestimmte Planung realisiert haben, sehen sich zum Teil erheblichen 

Gehaltseinbußen ausgesetzt. Damit mussten die Betroffenen nicht rechnen . Wir 

bitten Sie ganz dringend , für diesen Personenkreis Übergangsregelungen zu finden 

und insoweit im Rahmen einer "Besitzstandswahrung" den betroffenen 

Personenkreis so zu stellen . wie er gestanden hätte, wenn er noch bei Geltung des 

alten Rechts in ein Probebeamtenverhältnis übernommen worden wäre. 

Art, 6: Änderungen des Beamtenversorgungsgesetzes 

Nr. 7: Regetmäßige ruhegehaltfähige Dienstzeit (§6) 

Es ist vorgesehen , die Zeiten der Altersteilzeit nur noch zu 80 % statt bisher zu 90 

% als ruhegehaltfähig anzusehen. Diese Maßnahme wird vom DBB NRW als nicht 
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förderlich beurteilt. Zur weiteren Begründung verweisen wir auf unsere 

Ausführungen zu Art. 8 Nr. 3. 

Nr. 8: Ausbildungszeiten (§12) 

Es ist vorgesehen , die Zeiten einer Hochschulausbildung nur noch bis max. 855 

Tage als ruhegehaltfähig anzusehen . Dies bedeulel eine Kürzung um 240 Tagen 

gegenüber der bisher berücksichtigungsfähigen Höchstzeit von 1095 Tagen (; 3 

Jahre). Dies stellt eine deutliche Verschlechterung gegenüber der derzeitigen 

Rechlslage dar. Gerade im Akademikerbereich werden im Regelfall die maximalen 

ruhegehaltfähigen Dienstzeiten und damit auch die Höchstversorgung nicht erreicht. 

Weitergehend besteht regelmäßig kaum die Möglichkeit, mit vollendetem 65 . 

Lebensjahr in den Ruhestand zu gehen , da der Personenkreis aufgrund des 

Studiums kaum in der Lage sein wird , 45 anrechenbare Jahre nachweisen zu 

können . Es ist zu bedenken , dass es sich beim Studium um berufliche 

Ausbildungszeiten handelt, die grundsätzlich als ruhegehaltfähige Dienstzeit 

anerkannt werden, weil sie für die spätere beamtenrechtliche Ernennung entweder 

vorgeschrieben oder förderlich waren . Wir bitten Sie daher, die vorgesehen 

Regelung noch einmal zu überdenken. Das Land Nordrhein- Westfalen kann für 

qualifizierte, gut ausgebildete Berufsanfänger nur dann attraktiv bleiben , wenn es 

die Erwartung in eine angemessene Besoldung und Altersversorgung erfüllen kann . 

Durch die Verkürzung der Hochschulausbildungszeiten als ruhegehaltfähige 

Dienstzeiten erfolgt eine signifikante Verschlechterung mit der Folge , dass 

Berufsanfänger Bereiche präferieren , in denen die Altersvorsorge besser 

ausgestaltet ist. 

Nr, 11: Höhe des Ruhegehalts (§ 14) 

Es ist vorgesehen , die Versorgungsabschläge beim Antragsruhestand von 7 ,2 % 

auf maximal 14,4 % zu erhöhen. Dies wird von uns kategorisch abgelehnt. Beim 

Versorgungsabschlag handelt es sich im Grundsatz um einen 

versorgungsrechtlichen Systembruch. Durch diese Versorgungsabschläge wird der 

Anspruch auf das erdiente Ruhegehalt geschmälert. Arbeitet die Kollegin/der 



7 

Kollege länger, gibt es dagegen keinen Versorgungszuschlag , sofern die 

höchstmögliche ruhegehaltfähige Dienstzeit erreicht ist. Vor diesem Hintergrund 

kann die Erhöhung der Versorgungsabschläge nicht akzeptiert werden. 

In diesem Zusammenhang ist auch die Sonderproblematik im Lehrerbereich zu 

sehen . Leiter und Lehrer an öffentlichen Schulen treten mit dem Ende des 

Schulhalbjahres nach Erreichen des 67. Lebensjahres bzw. im Übergangszeitraum 

nach Erreichen der jeweiligen Altersgrenze in den Ruhestand . Im Einzelfall arbeiten 

sie daher bis zu einem halben Jahr länger als die übrigen Beamten . Hier sind 

Lösungsmöglichkeiten noch zu erörtern . 

Wie oben schon ausgeführt, werden bei der Regelung der abschlagsfreien 

Versetzung in den Ruhestand ab dem 65. Lebensjahr verschiedene Personenkreise 

ausgegrenzt. Akademiker sind auch schon durch die Verkürzung der 

anrechnungsfähigen Hochschulzeiten kaum noch in der Lage, 45 

berücksichtigungsfähige Jahre zu erreichen . Daher ist es auch an dieser Stelle 

dringend erforderlich , andere Lösungsmöglichkeiten vorzusehen . 

Nr, 12: Vorübergehende Erhöhung des Ruhegehallsatzes (§14a) 

§ 14 a Beamtenversorgungsgesetz sieht eine vorübergehende Erhöhung des 

Ruhegehaltssatzes vor für Beamtinnen und Beamte, die eine Wartezeit von 

mindestens 60 Kalendermonaten in der gesetzlichen Rentenversicherung 

zurückgelegt haben und dadurch mit Erreichen der Regelaltersgrenze in der 

gesetzlichen Rentenversicherung darauf eine Rente erzielen werden. Oie 

vorübergehende Erhöhung des Ruhegehalts erfolgt nicht, wenn Einkünfte erzielt 

werden , die oberhalb von 325 € liegen. Dieser Betrag ist seit Jahren nicht verändert 

worden und müsste nach unserer Auffassung nach oben hin angepasst werden . 

Art. 8: Änderung des Landesbeamtengesetzes 

§ 31 LBG: Ruhestand wegen Erreichens der Altersgrenze 
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Der DBB NRW fordert eine Streichung der Sonderregelungen für Leiter und Lehrer 

an öffentlichen Schulen . Diese Irelen nach dem Gesetzeswortlaut mit dem Ende 

des Schulhalbjahres nach Erreichen des 67. Lebensjahres bzw. in der 

Übergangszeit nach Erreichen der jeweiligen Altersgrenze in den Ruhestand . 

ErsatzeinsteIlungen können schulscharf und monatsweise vorgenommen werden , 

so dass eine Sonderregelung nicht erforderlich ist. Die Gleichbehandlung aller 

Beamlengruppen muss hergestellt werden. Die Beibehallung des derzeitigen 

Rechtszustandes stellt gegenüber der übrigen Beamtenschaft eine Diskriminierung 

dar. Wegen der Zugehörigkeit zu der besonderen Beamtengruppe können nur 

wenige Beamte dieser Gruppe mil Ablauf der Altersgrenze in Ruhestand treten . Ein 

sechstel al ler beamteten Lehrer/innen muss über die normale Altersgrenze hinaus 

bis zu 6 Monate weiteren Dienst leisten . Dieser Rechtszustand stellt einen 

Anachronismus dar, den es zu beseitigen gilt. 

Nr. 3: Alterstei lzeit (§65) 

Ausdrückl ich begrüßt der DBB NRW, dass die Landesregierung die Möglichkeit der 

Altersteilzeit für die Beamtinnen und Beamten im Lehrerberuf um weitere drei Jahre 

bis zum 31 . Dezember 2015 verlängert hat. Wir anerkennen ausdrücklich , dass 

diese Regelung mit Blick auf die Belastungssituation im Lehrerberuf erfolgt ist und 

damit eine Maßnahme getroffen wurde, die dem Einzelnen die Option bietet, 

Altersteilzeit in Anspruch zu nehmen. Auch wenn dies von politischer Seite nicht in 

die berücksichtigenden Tatbestände einbezogen wurde, so spricht doch 

außerordentlich viel dafür, dass die Inanspruchnahme von Altersteilzeit die Anzahl 

von vorzeitigen Zurruhesetzungen wegen krankheitsbedingter Ursachen deutlich 

verringert. 

Aufgrund der erhebl ich verschlechterten Rahmenbedingungen kann man den 

Kolleginnen und Kollegen allerdings nicht mehr uneingeschränkt empfehlen , das 

Allerstei lzeitmodell zu wählen , da es für viele unattraktiv geworden ist. Dies ist wohl 

auch Absicht der Landesregierung, da sich aus dem Vorblatt des 

Dienstrechtsanpassungsgesetzentwurfes folgende Formulierung findet: "Aufgrund 
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der im Vergleich zur bisherigen Regelung verschlechterten Konditionen erscheint es 

allerdings wahrscheinlich , dass die Inanspruchnahme von Alterstei lzeit in Zukunft 

zurückgehen wird , ... .. . ". Darüber hinaus kritisieren wir, dass die Landesregierung 

den Anwendungsbereich der Altersteilzeitregelung auf den Lehrerbereich 

beschränkt und den übrigen Beamtenbereich außen vor lässt. Die hohen 

Krankenzahlen und das Faktum, dass sehr viele Kolleginnen und Kollegen vor 

Vollendung der gesetzlichen Altersgrenze aus Gründen der Dienstunfähigkeit 

ausscheiden , belegt auch hier, dass es - wie im Lehrerbereich - erforderlich ist, die 

Altersteilzeit allgemein wieder zur Anwendung zu bringen . 

Die in § 65 Abs. 1 Nr. 1 LBG bisher geregelte Voraussetzung , dass "der Beamte 

das 55 . Lebensjahr vollendet hat", soll nunmehr ersetzt werden um die Bestimmung, 

dass "die Beamtin oder der Beamte vor dem Eintritt in den Ruhestand noch zehn 

Jahre Dienst zu leisten hat", Dies stellt gegenüber der bisherigen Regelung eine 

deutliche Verschlechterung dar. Bislang war es möglich , dass eine kürzere als eine 

zehnjährige Altersteilzeit geleistet wu rde. Dem DBB NRW ist es auch unerk lärlich, 

aus welchen Gründen diese Änderung nun vorgesehen ist. In den Erläuterungen ist 

auch keine Begründung enthalten. Insoweit muss auch bedacht werden , dass die 

Altersteilzeitregelung nicht nur für den Landesbereich , sondern auch für den 

Kommunalbereich gilt. Von dieser Regelung wird zum Teil noch sehr häufig 

Gebrauch gemacht. Es ist nicht unüblich , dass Anträge auf Altersteilzeit von 

Kolleginnen und Kollegen gestellt werden, die bis zu dem Eintritt in den Ruhestand 

keine zehn Jahre Dienst mehr zu leisten haben. Die vorgeschlagene Fassung wird 

daher vom DBB NRW abgelehnt. Sofern mit dieser Vorschrift zum Ausdruck 

gebracht werden soll, dass die Alterstei lzeit maximal für einen Zeitraum von zehn 

Jahren bewill igt werden kann, so müsste der Text anders formuliert werden . 
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Nr.4 Familienpflegezeit (§65a) 

Die Einführung der Familienpflegezeit wird vom DBB NRW grundsätzlich begrüßt. 

Allerdings sind noch einige Korrekturen vorzunehmen . Vor allem wird beklagt. dass 

das Gesetz den Beschäftigten keinen Anspruch auf die Familienpflegezeit gewährt. 

sondern die Bewilligung in das Ermessen des Dienstherrn stellt. Hier ist der 

Pflegende, der eine gesellschaftlich wichtige Aufgabe erfüllt, auf das Wohlwollen 

des Dienstherrn angewiesen. Zudem hält der DBB NRW die finanzielle Absicherung 

der Pflegeperson in der Pflegezeit für völlig ungenügend und fordert eine 

Entgeltersatzleistung wie bei der Elternzeit, die einen finanziellen Ausgleich für 

durch die Pflege eines Angehörigen bedingte Arbeitszeitreduzierung vorsieht. 

Nr. 5 Erholungsurlaub (§73) 

Die Vorschrift des § 73 LBG wird im Hinblick auf die Entscheidung des 

Bundesarbeitsgerichts zur altersabhängigen Urlaubsstaffelung geändert. Insoweit 

wäre es wünschenswert, wenn von der Landesregierung zeitnah auch eine Vorlage 

zu der angekündigten Neuregelung vorgelegt werden würde. Ebenfalls erforderlich 

ist eine konkrete Umsetzung der Entscheidung des Europäischen Gerichtshofs zum 

finanziellen Ausgleich von Erholungsurlaub, der wegen Dienstunfähigkeit nicht in 

natura genommen werden konnte. 

Art. 9: Änderung der Altersteilzeitzuschlagsverordnung 

Insoweit wird auf unsere Stellungnahme zu Art. 8 Nr. 3 verwiesen. 

Schlussbemerkung 

Es ist festzustellen , dass die Umstellung des Besoldungsrechts vom 

Dienstaltersstufenaufstieg zum Erfahrungsstufenaufstieg sowie die Regelungen 

zum Versorgungsabschlag "mit heißer Nadel gestrickt" sind . Insoweit wäre es 

sicherlich sinnvoller gewesen, allen Beteiligten einen längeren Vorlauf zu geben, in 

denen noch einmal die Einzelheiten geprüft und angemessene Lösungsvorschläge 
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entwickelt werden könnten . Daher fordern wir die Landesregierung auf, die 

Neuregelungen im Einzelnen zu überdenken und dafür zu Sorge zu tragen , dass im 

Hinblick auf die Umstellung des Besoldungssystems auch für zukünftig 

einzustellende Kolleginnen und Kollegen sowie im Falle des Widereinstiegs nach 

einer Beurlaubung keine finanziellen Verschlechterungen eintreten können. Darüber 

hinaus dürfen wir anmerken , dass die Bediensteten es als besonders ungerecht 

empfinden , dass im Beamtenbereich grundsätzlich 41 Std. in der Woche und im 

Tarifbereich 38 Std . und 50 Min . in der Woche gearbeitet werden. Dieses Problem 

muss unbedingt einer Lösung in der Weise zugeführt werden. dass eine einheitliche 

Wochenarbeitszeit auf der Grundlage des Tarifbereichs rechtlich verankert wird . 

Im Hinblick auf die durch Art . 1 erfolgten Ergänzungen, dürfen wir auf das 

beiliegende Gutachten vom Prof. Or. Christoph Gusy verweisen . 

Wir bitten um Prüfung und Umsetzung der von uns vorgebrachten Anmerkungen , 

Forderungen und Bedenken. 

Mit freundl ichen Grüßen 

Roland Staude 
2. Vorsitzender 





1 Ste llungnahme1:ul Dlellstreclllsre(omlZ01 3 

Artikel 2, § 28, Berücksichtigungsfähige Zeiten: 

In § 28 BBesG werden berücksichtigungsfähige Zeiten für die Einsortierung in die Stufen des 

Grundgehalts gern. § 27 BBesG definiert . 

Absatz 1 regelt die Zeiten , die bei der ersten Stufenfestsetzung berücksichtigt werden können, Absat z 

2 die Zeiten , die bei einem Aufstieg in den Stufen berücksichtigt werden können. 

Grundvoraussetzung für die Stufeneinsortierung ist der Bezug von Dienstbezügen bzw. Grundgehalt. 

Beiden Absätzen ist gemein, dass Zeiten der Kinderbetreuung und Pflege naher Angehöriger in 

bestimmtem Umfang mit dienstlicher Erfahrung gleichgestellt werden . 

In der Regel kann davon ausgegangen werden, dass diese Zeiten pro zu betreuender Person 3 Jahre 

nicht überschreiten dürfen. 

In der Begründung zu dieser Vorschrift wird ausgeführt, dass " fam ilien - und gesellschaftspolitisch 

erwünschte Zeiten " angemessen berücksichtigt werden . 

Familien- und gesellschaftspolitisch erwünscht sind aber nur Zeiten die maximal 3 Jahre betragen 

Eine Unterscheidung zwischen Pflege und Kindererziehung wird dabei nicht getroffen. 

Bei der Kinderbetreuung die 3 Jahre anzuwenden kann, sofern genügend öffentliche 

Betreuungsplätze vorhanden sind , sinnvoll sein. 

Der Wiedereinstieg in den Beruf, ob in Voll- oder in Teilzeit bedeutet, dass Grundgehalt bezogen wird 

und der Stufenaufstieg somit möglich ist . Darüber hinaus wird der Aufbau der eigenen 

Altersversorgung gefördert und der Fachkräftemangel eingedämmt. 

Ist eine öffentliche Betreuung allerdings nicht möglich, erteiden die Beamtinnen und Beamten, die 

die Kinderbetreuung selbst übernehmen, gegenüber der bisherigen gesetzlichen Regelung nunmehr 

massive Nachteile. 

Gleiches gilt für die Pflege. 

Wird die Pflege zu Hause übernommen und endet die Pflege nicht innerhalb der 3 Jahre, so sind auch 

hier massive Nachteile gegenüber der bisherigen gesetzlichen Regelung zu erwarten. 

Zudem hat die pflegende Person, anders als bei der Kinderbetreuung, weniger Möglichkeiten die zu 

pflegende Person außerhäuslich unterzubringen. 

Die Perspektiven bei den Zuwächsen von Pflege plät zen sind schlecht. Häusliche Pflege wird in 

Zukunft eher zu · als abnehmen. Hier eine zeitliche Begrenzung auf 3 Jahre für die Personen 

einzubauen, die die Pflege übernehmen, kann unmöglich familien- und gesellschafts polit isch 

erwünscht sein . 

Pflege sollte daher unbegrenzt unschädlich möglich sein. 

Die massiven Nachteile gegenüber der bisherigen Regelung erklären sich wie folgt und werden 

anhand eines Beispiels verdeut licht. 

Nach § 28 BBesG Stand 2006 gibt es aktuell für Beamtinnen und Beamten bis A 12 vor dem 31 

Lebensjahr, ab ABvor dem 35 Lebensjahr keinerlei schädliche Zeiten . 

Zeiten der Kinderbetreuung und der Pflege werden auch bislang schon nur mit 3 Jahren pro betreute 

Person als unschädliche Zeit angerechnet. 

Die Anrechnung erfolgt aber erst ab dem 31 bzw. 35 lebensjahr, unabhängig vom tatsächlichen 

lebensalter bei Durchführung der Sorgearbeit. 

Schäd liche Zeiten, die zwischen dem 31 und dem 35 lebensjahr anfallen werden zu 25% 

berücksichtigt . 

Schäd liche Zeiten , die ab dem 35 lebensjahr anfallen werden zu 50% berücksichtigt. 

Das bedeutet, dass die schädlichen Zeiten, die außerhalb der 3 Jahre für die Betreuung und Pflege 
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notwendig werden, der Sorgearbeit leistenden Person nicht zu 100% angerechnet werden. 

Hier wird vom Staat zumindest eine Teilübernahme gewährleistet. 

Der neue § 28 BBesG sieht weder eine unschädliche Zeit vor einem bestimmten lebensalter, noch 

eine Minimierung der schäd lichen Zeiten vor. 

Der Verzicht auf das lebensalter scheint dem allgemeinen Gleichbehandlungsgesetz (AGG) 

geschuldet zu sein, 

Eine Minimierung der schädlichen Zeiten, z.B. um SO% bei der Übernahme von Sorgearbeit, hätte 

jedoch eingebaut werden können. 

In der Begründung zum Gesetzentwurf w ird auf diese SchlechtersteIlung nicht eingegangen. 

Hier sollte jedoch ein Nachteilsausgleich erfolgen. 

Wie sich die neue Regelung auswirkt zeigt folgendes Beispiel. 

Es handelt sich um einen Echtfall, die Kollegin hat ein Kind, bezieht bei Antritt der Erziehungszeit A 10 

Stufe 5 und hat 12 Jahre und 3 Monate wegen Kindererziehung voll ausgesetzt. 

Zum Zeitpunkt der Geburt und des Antritts des Erziehungsurlaubs war die Kollegin 29 Jahre alt. 

Zum Zeitpunkt der Dienstaufnahme nach Beurlaubung war die Kollegin 41 Jahre alt . 

Variante 1: 

Hätte die Kollegin ohne schädliche Zeiten durchgearbeitet, würde sie sich zum Zeitpunkt der 

Dienstaufnahme ( ohne weitere Beförderungen) in A 10 Stufe 9 befinden. 

Variante 2: 

Da bei der Kollegin die aktuelle Rechtslage angewandt wurde, wurden die schädlichen Zeiten wie 

folgt berechnet : 

Zeiten bis zum 31 lebensjahr: 

Zeiten ab dem 31 bis zum 3S lebensjahr: 

Zeiten ab dem 35 Lebensjahr: 

voll unschädlich 

schädlich: grundsätzlich 

abz. unsch. wegen Kinderbetreuung 

verbleiben schädlich 

davon 2S % tats. schädlich 

schädlich: grundSätzlich 

davon SO% tats. schädlich 

insgesamt sind also schädlich 

4 Jahre 

3 Jahre 

!Jahr 

3 Monate 

6 Jahre 8 Mon 

3 Jahre 4 Mon 

3 Jahre 7 Mon 

Diese schädliche Zeit führte dazu. dass die Kollegin bei Dienstaufnahme in A 10 Stufe 8 einsortiert 

worden ist. 

Variante 3: 

Bei der Kollegin wird die geplante Rechtslage angewandt. 

Von den 12 Jahren und 3 Monaten werden 3 Jahre für die Kinderbetreuung als unschädliche Zeit 

angerechnet. Schädlich sind danach 9 Jahre und 3 Monate. 

Diese starke Erhöhung der schädlichen Zeit führt dazu, dass die Kollegin bei Dienstaufnahme in A 10 

Stufe 6 einsortiert würde. 
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Ergebnis: 

Zwischen A 10 Stufe 8 und A 10 Stufe 6 errechnet sich aktuell ein monatlicher Gehaltsunterschied 

von 198,69 €. 

Das ist eine massive SchlechtersteIlung der Sorgearbeit leistenden Personen. 

Hier muss Abhilfe geschaffen werden. 

Im Gesetzesentwurf steht, dass durch die Umstellungen auf Erfahrungsstufen keine Mehrkosten 

entstehen. 

Im Gegenteil, hier werden Kosten gespart , und das wiederum bei Denjenigen, die Sorgearbeit leisten. 

Wichtig ist grundsätzlich Folgendes: 

Beurlaubte haben keinen Anspruch auf Grundgehalt, sie sollen jedoch auch übergeleitet werden . 

Zu diesem Zweck wi rd ein Ende ihrer jeweil igen Beurlaubung zu Ablauf des Tages vor Inkrafttreten 

des Gesetzes fingiert. Die Zuordnung erfolgt dann mit dem ihnen zu diesem Zeitpunkt fiktiv 

zustehenden Grundgeha lt. 

Das bedeutet, dass die ganz massiven SchlechtersteIlungen die Beamtinnen und Beamten treffen, die 

ab 2013 erstmalig schädliche Zeiten haben. 
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Vorwort 

~ leicher Lohn für gleiche Arbeit" ist ein Grundsatz, der 

,.., In der landesverfassung des landes NRW verankert 

ist. Trotzdem werden Lehrerinnen und lehrer auch in NRW 

Lehrerinnen und Lehrer im ~ 1 . Jahrhundert immer noch nach 

der Schuhgröße ihrer Schülerrnnen und Schüler beziJhlt. Die 

Aufwertung der Grundschule Insbesondere st:lt PISA 2000, 

tive FORSA·Umfrage vom Aprll 200g_ 71 Prozent der Bundes­

bürger sind It. dieser umfrage gegen eine unterschiedliche 

Bezahlung der lehrer nach Schulformen. Drei Viertel aller 

18- bis 44-Jähngen sprachen sich dafur aus, Grundschulleh· 

rer den l ehrern an weiterfuhrenden Schulen gleichzustellen. 

Das Denken der BundesbUrger ist damit deutlich moderner 

der schulstrukturelle Wandel hin zu einem längeren gemein- als die Politik. W,r erwarten, dass die Politik endlich Zeichen 

samen lernen, der Wand~ des schulischen Auflrags zum der Moderne umsetzt. 

Bildungs- und Erziehungsauftrag werden im Hinblick auf 

die Gleichwertigkeit der lehrerarbeit in den verschiedenen 

Schulformen und damit Im Hln':ll ick auf eine gleiche Bezah­

lung Immer noch ignO/lert. 

Der Ver band Bildung und Erziehung (VBE) sieht die Zeit ge· 

kommen, endlich "Mehr Gerechtigkeit zu wa(a)gen". Er for­

dert daher erneut die Anerkennung der Gleichwertigkeit der 

lehrerarbeit und damll der lehramter ein. Diese Forderung 

bekommt in NRW auch vor dem Hintergrund einer geänder­

ten lehrerausbildung, die die Gleichwer tigkeit der lehrämter 

in Ausbildungsdauer, Umfang und Abschluss fest~hreibt. 

Dies muss sich aus Sicht des VBE auch In einer gleichen Be­

zahlung unabhängig von der Schulform und dem lehramt 

njeder~h lagen. 

Dass der VBE für die demokratische Idee von der Gleichwer­

tigkeit der lehrelarbeit Ruckendeckung In der Bevolkerung 

findet, belegt eine vom VBE In Auftrag gegebene fcpräsenta-

Vor diesem Hintersrund hat Prof. Dr. (hristoph Gusy, lehr­

stuhl tur ÖffentliChes Recht, Staatslehre und Verfassungs­

geSChichte an dei UniverSität Bielefeld, im Auftrag des VBE 

NRW In Anlehnung an ein Gutach ten für den Bundesver­

band eine NRW-spezlfische Bewer tung vorgelegt, und sorg­

sam geschichtliche Zusammenhänge, SChulentwicklungen, 

dienstrechtliche Tatbestande und JUflstlsche Entscheidun· 

gen zusammengefLihI t und gepruft . Dieses Gutachten legen 

w ir Ihnen hiermit vor und hoffen, dass der wissenschaftliche 

ertrag eine gute Basis Ist, das PlOblem der fehlenden Gleich· 

wertigkeit von lehrerrnnen und lehrern unvoreingenommen 

LU betrachten und Konsequenzen für politisches Handeln da· 

taus zu ziehen 

8nlm, Im Juni 2011 

Udo Beckmorm 

VOfSltzender des V8E NRW 
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Prof Dr. Christoph Gusy 
lehrltuhl jü, Öffentliches (ilecht, 

StOQtslehre und VerfossungsgelChichte 

an der Universität Siele/eid 



Gleicher Lohn für gleiche Arbeit! 
Verfassungsfragen der lehrerbesoldung 

I. Ein leitung 

Der Satz ~Glei(he f lohn fur gleiche Arbelt!~ stellt nicht nur 

ein pohtis(he~ Thema, unter dem Gewerkschaften gegen 

Diskriminierungen bel Arbellsbedrngu ngen und Bezahlung 

kämpften. Er umschreibt In Nordrhein-Westfalen zugleich 

einen Grundsatz von verfassungsrang. Art . ~4 Abs. 2 S. 2 

der Landesverfassung bezieht sich damit - im Gegensah 

zu den anderen landesverfassungen - nicht allein auf die 

Diimit ist bereits Jetzt klar: Der Gestaltungsspielraum 

des landesgesetzgebers Ist eingeengt. wenn es heißt: 

~Glel(her lohn tur gleiche Arbeitl~ 

11. Verfassungsrechtl iche Grundlagen 

gleiche Entlohnung 1I0n Männern und Frauen; die "gi ei- Grundgeset z, Gesetz!! und Taf lfverträgE' differemieren 

ehe Tätigkeit" und die "gleiche leistung" sind hier der Rechte und Pflichten offentlieh Bediensteter nach ihrem 

Bezugspunkt für einen "Anspruch auf gierehen lohn" 1m Rechtsstatus als Beamte bzw. Angestellte. Lehrer sind in 

da rauffolgenden Satz finden dann auch die Frauen (und der Bundesrepublik ganz uberwiegend Beamte der Lä n-

Jugendlichen) ausdrücklich Erwähnung. Dieser besonde- der.' Im Zentrum der nachfolgenden Ausführungen steht 

re Gleichheitssatz bildet damit nicht nur ein politisches deshalb das Beamten- und Besoldungsrecht der lander, 

Argument, er erhalt auch in der juristischen Auseinander- Besoldungsrecht Ist gern. Art. 70 Nm Art. 74 Nr. 27 GG 

setzung ein Gewicht. Die Rechtfertigung der unterschied· landesrecht. Sein Er lass und seine Änderung sind daher 

lichen Besoldung von lehre,". die einer gleichen Tätigkeit Aufgaben der ,6 tandesgesetzgeber. Soweit sie keine 

nachgehen. muss sich auch an diesem Grundsatz messen entsprechenden Regelungen erlassen haben. gilt älteres 

lassen 

Nur d·e lindtr Mt,~ltnbur8-Vorpommtrn .. .,.d S~,h'tn t>t"hift'gen 

Lthftr n,cht als kimtt. IoOnClt,n ;11 AngHttlitt fO. dIe _nigtn im 

8undelod'tnlt Itellendtn bti mtt!en l thrtr ge'ten die nlthfoFgend iuf­

geluhr!tn «"Indu! I t entsprechend 
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Bundesrecht fort (Art. usa GG). Doch darf der Bund diese5 

allenfalls im Detail, nicht aber In seinen Grundsätzen än­

dern. Grundsätzliche NeuH'gelungen durfen also allein die 

Länder treffen: Adressaten ... on Änderungsbestrebungen. 

-rechten und -pflichten im Besoldungsrecht sind demnach 

insoweit die landesgesetzgeber. 

Die materIell-rechtlichen Grundsätze des Beamten- und 

Besoldungsrechts werden In Art. 33 GG. namentlich in 

Art. 33 Abs. 5 GG, geregelt. Dieser enthä lt seil 2006 nicht 

mehr allein die Pflicht aller öffentlichen Hände zu Be-

rücksichtigung der "hergebrachten Grundsätze des Be-

rufsbeamtentums~. sondern auch den Auftrag zu deren 

.. Fortentwicklung".1 Eine bloße Verpflichtung auf Grund-

sätze aus der Vergangenheit besteht gegenwärt ig fü, Ge-

setzgeber und Dienstherren nicht mehr. 

zierung in unterschiedliche Besoldungsgruppen und damit 

eine unterschiedliche Besoldungshöhe begründet. 

Maßgeblich für die unterschiedliche Einstufung sind dem­

nach die jeweils wahrgenommenen ~Ämte,~. Hiermit re­

kurriert das Besoldungsrecht auf die Differenzierung und 

Hierarchlsierung von Ämtern und Besoldungsstufen.6 Da­

bei muss der Gesetzgeber u.a. auf "das Verhaltms einzel­

ner Ämter zu benachbarten oder nahestehenden Ämtern 

sehen".1 Für die Beurteilung dieses "Verhältnisses" sollen 

maßgeblich sein u.a. das Amt und die mit diesem Amt 

... erbundene Aufgabe und Verantwortung.! die ... om Be­

amten jewei ls ausgeübte Funktion sowie das "Gewicht. 

welches der Laufbahn befiihigung und dem statusrecht­

!ichen Amt für die Besoldung des Beamten" zukomm!." 

Diese Rechl5prechung lässt sich dahin zusammenfassen. 

dass als maßgeblich jedenfalls die vom Amtsinhaber ge-

Verfassungsrechtliche Grundlage der Beamtenbesoldung forderte Ausbildung. die Verantwortung des Amtes und die 

im Allgemeinen wie der lehrerbesoldung im Besonderen BeamplUchung des Amtsinhabers'" anzusehen sind. Diese 

ist das aus Art. 33 Abs. 5 GG hergeleitete "Alimentations- Kriterien konkretisieren die Anforderungen der "Eignung, 

prinzip". Dieses konkretisiert sich hinsichtlich der Bemes· Befähigung und Leistung" der Amtsträger für ihr Amt." 

sung und Berechnung der Besoldung im Grundsatz der Die genannten u.a . möglicherweise relevante Parameter 

"amfsangeme55enen Besoldung", d.h. der Pnicht zur Si- ergeben sich aber weder von selbst noch aus der "Natur 

cherung eines amtsangemessenen LebensunterhaJts.'t Die der Sache". sondern bediJrfen rechtlicher Fundlerung und 

Besoldungshöhe orientiert Sich demnach an zwei Bezugs· Ausgestaltung. Insoweit gilt dei Grundsatz der Gesetzes-

punkten : Dem maßgeblichen Bedarf, bemessen an den all- bindung der Besoldung" elnschlielWch der für sie rele ... an-

gemeinen wirtschaftlichen und finanZiellen Verhältnissen ten Bemessungsgrundlagen . 

und dem allgemeinen lebensstandards einerseits sowie 

dem jeweils wahrgenommenen Amt andererseits. Erstere 

sind für lehrer aller Berufsgruppen im Wesentlichen gleich. 

letztere hingegen nicht. Daraus wird bislang ihre Dlfferen · 

BV~r1G[ "'. '0.1' 

I Onu niner w. HoO,ngl C. Bu.kl(l~k. o~ Öffentliche VefW~ ltung >001. S 1.8. 

4 B"'N1G[ 8. '. 14 110 99.100. 1'5 u.i'l 

BVerlGE1'.19. 61 u./I.; •.•. Bv~rGf 8.'4 f; '1.88: >6. 'S4. '58. 44 .>61: 111. '69 . 

6 SVerfGE 6'. 41. 57 (N.,hwj. D~I.u~ 10181 n~ch 8Vc,'G~ 11. )'5: 56, ,64. 

dil~ . ml' einem höheren Amt auch höhere men~lbelüge ~.bunden 

~ind - 0;e5 5el11 da5 Vorn.MenSCI!) von laufbahnen und deren Abgren­

,ung und Konkrell~ie"'fl8 du.th den Ge,ehgebe. flolwend;g vOMu •. 

1 BVerfGE 110.)53. 364 (N3Chw.) 

! B ... erlGI: 11, 115; I10.3S), 364 

9 B"'erfGtSS.661(Nllthwj 

10 M.5Ing. lfl Oreler GG 11.' A.lo06. Arl )J Rn 87 
11 aVerfGE 11. ,,6; 56. 16) 

I1 a"'e rfGf 8. '5. 15: 811e,wGE "3. '75 



Die Ausgestaltung der Ämter, der Ämterhierarchie und Notwe/ld/g /ceit sachlicher Crundefur eine Ung/eichbehond· 

der daraus abzuleitenden Besoldungsgrundlagen ist also lung, wobei der Gesetzgeber Gleiche.s gleich behandeln 

Aufgabe der gesetzgebenden bzw. -Im Rahmen der Geset- muss, Ungleiches hingegen ungleich behandeln da rf (aber 

ze - rechtssenenden Gewalt. Bei der wahrnehmung der nicht ungleich behandeln muss) .'· Gleichbehandlung ist 

Aufgabe Ist Ih r von Verfassungs wegen keine bestimmte demnach grundsätzlich sowohl bei Gleichheit als auch bei 

Äm ter- oder Besoldungsstruktur vorgegeben.'! Diese folgt Ungleichheit der zugrund liegenden Sachverhalte zulässig. 

auch nicht aus den "hergebrachten Grundsatzen" des Art. Begrundungsbedurftlg Ist demnach die Unglelchbehand-

33 Abs. S GG. Vielm ehr steh t dem Gesetzgeber insoweit eIn lung, die (nur) zulässig ist, wenn die zugrunde liegenden 

weiter Beurteilungs· und Gestaltungsspielraum ZU .'4 Er ist Sachverhalte als we5enU1ch ungleidl anzusehen sind.'9 

also primar verpflichtet, uberhaupt dera rtige Regelungen Diese FOImel ist vom BundesverfassungsgerICht dahin 

zu erlouen und so dIe Grundlage für eIn BesoldungS5ystem konkretisiert worden, daH die Gründe für eine Ungleithbe-

zu schaffen. In diesem Rahmen kann und muss er schon halldlung diejelligen für eine Gleichbehondlung im Einzel-

wegen der Vielfalt unterschIedlicher Funkt ionen, Verant- fall überwiegen muuen J<J Sind solche sachlich vertretbaren 

wortllchkeiten und Sachstrukluren in den Ämtern abs- Gründe erkennbar, so muss sich eine ungleIChbehandlung 

trahieren und typisieren. Ein Anspruch auf Ausgleich lIon 

Unebenheiten, Frrk tlonen und Harten im Einzelfall besteht 

daher grundsählich nicht .'s 

Steht demnach der Gesetzgebung einerseih ein Gestal­

tungsspielraum 20, so ist dieser umgekehrt nicht grenzen­

los. EI ist - über die "Beruckslchtigung" der hier wenrg er­

giebigen "hergebrachten GlUndsätze" hlnaus- an sonstige 

Verfassungsgaranlien. namen tlich den Gleichheitssah des 

Art. 3 Abs. 1 GG, gebunden.'6 Darau s folgt das Gebot, auch 

bei der Regelung des Besoldungsrechts G/elche~ gleich lU 

behandeln, wobei m~ßgebliche r Bewgspunkl allerdings 

nicht der E,nzelf<lll, sondern die vom Gesetzgeber gewiihlle 

Typisierung Ist . Diese muss w illkurfre. gebildet und durch­

geführt sein." Diese Anforderung äußert 51th primär in dei 

11 8V~'fGE 44. ' 49. '6), 49. ,6cI. '7'. SI. )0). )4) 

,.. 8V~rfG( I. I. n. 10).)'0, po (Nlchw ). 110.15). 364. Ü!Ie,b!il:k ~i H 4,.. 

Wolff, O,~Off~ntl,(he W,wlllllng '003. S 04 

lS 8~rfG( 76. '76. '95. 110. 1s}. )6 •. 8\1f , fG.N\fWZ'996. 580 (Nnhw.) 

\6 8~,fG( I. 58. '44. 158. 110. jSJ.,64 u 0 

'J ZU Arl.) .... bs .• GG I ls WIII,u'~'bot BII~IfG[ 34. '36. '46.)5. 16). n". 
'7,'n '78, '01. }.o. )18 

auch auf diese Grunde stützen, OIlso durch diese Grunde 

gerechtfertigt sein." 

Neben der Berücksichtigung des Art. 3 Ab!.. I GG hat der 

landesgesetzgeber seine Besoldungsstruktur an der Lan­

desverfassung 20 messen . Die Verfassung lIon Nordrhein­

Westfalen verfügt mit Art . 24 Abs. 2 S. 2 NRWlV über einen 

besonderen Gleichheitssatz. der die lohngerechtigkeit als 

solches betrifft und nicht nu r auf eme geschlechtsbezoge­

ne Benachteiligung (Satz 3) eingeengt ist. Dabei ist der Art 

24 Abs. 2 S. 2 NRWlV nicht als bloße ~G l eichmacherei" zu 

verstehen, sondern verbietet sachlich nicht zu rechtferti­

gende lohndifferenzIerungen. Oe' normierte Grundsatz 

ist nach seinem Wortlaut nicht bloß programmatischer 

Natur, sondern zielt auf eine unmittelb~r geltende Rege­

lung", die sowohl auf Gesetze als auch auf Tarifverträge 

18 OliV BVto,fG( 16.1'.17 

19 IlItoIfGE 55. 7'. 88. 'O)."S. 2)5 
l'O ~,\ lJ\IerfGr 5S.1l.88. So(1 wl8l1PrfGl '>(1. I~. '44 

" Ik'Is.pirl 8VerlGf 1°7, 118. ,)8. "7. llQ. 150 8eru(k~hl;gung YQn 

Oienst- b/w Wol"'SII/ du,(h d.e .Blilungs •• vmlul.ge" 
11 8AC; f '6. 95, '00 

, 



Anwendung findet. Deutlich wird dies in Satz 3 durch die geschlossen, solange die genannten Grundsätze beachtet 

Verwendung des Wortes "Anspruch". wonach der Arbei- werden. In diesem Kontext ist auch eine Neuordnung von 

tende demnach Anspruchsinhaber ist. Nach der gramma- Besoldungssyslemen zulässig. indem der Gesetzgeber die 

tischen Auslegung werden daher die Staatsgewalt und die vorhandenen Ämter besoldungsrechtlich neu und anders 

Tarifvertragsparteien unmittelbar an den Grundsatz - für als bisher bewertet bzw. ihr Verhältnis zueinander. das 

"gleiche Tätigkeit" oder "gleiche Leistung" muss auch ein sog. ,.Besoldungsgefüge", neu bestimmt." Ein Anspruch 

"gleicher lohn" gewährt werden - gebunden, Dies bedeu- auf Beibehaltung einer einmal erre!chten Besoldungshohe 

tet fü r den l andesgesetzgeber. dass der allgemeine Gleich- oder einer bestehenden Besoldungsstruktur besteht aus 

heitssah aus Art. )Abs. \ GG in Nordrhein-Westfalen durch Art. 33 Abs. 5 GG nicht, solange dre genannten allgemei-

dre Regelung des Art. 2 4 Abs. 2 S, 2 GG überlagert wird, nen Grundsätze berikkslchtigt werden." Nach der Formel 

des Bundesverfassungsgerichh darf sich der Besoldungs-

Ein Wettbewerb der Länder im Besoldungsrecht ist weder gesetzgeber daher bei der Neuordnung im Wesentl ichen 

durch Art. 33 Abs. S GG noch durch Art. 3 Abs. 1 GG ausge- "nicht von unsachlichen Erwägungen leiten lassen".'1 

schlossen; im Gegenteil : Diesen zu ermöglichen war eines 

der Ziele der Verfassungsreform 2006. Wettbewerb darf ei­

nerseits nicht zur Absenkung des Besoldungsniveaus unter 

die den verfassungsrechttlch gebotenen Mindeststandard 

sinken, Oberhalb dieses Niveaus ist er hingegen zulässig. 

Ein Gleichbehandlungsgebot entsteht al10 ledig/ich inner­

halb der einzelnen Länder. ll Dass ein Sachverhalt von einem 

anderen Gesetzgeber in einem anderen land unterschied­

lich beurteilt wird. führ t hingegen nicht zu einem Verstoß 

gegen den Gleichheitssatz des Grundgesetzes. Hingegen 

sollen knappe staatliche Finanzen kein eigenständiger Dif­

ferenzierungsgrund sein: Eine amtsangemessene Alimen· 

tation lä5st sich auch ohne Erhöhung der Gesamtausgaben 

für die Besoldung der Beamten erreichen,"" 

In diesem Rahmen ist der Gesetzgeber nicht nur berech­

tigt" und verpflichtet, das Besoldungssystem zu regeln. 

sondern auch. dieses jortzuentwickeln und ggj. abzuän­

dern. Neue Besoldungsstrukturen sind weder durch Art . 

33 Abs. S GG noch aber auch durch Art. 3 Abs. 1 GG aus-

lJ BV~r1GE p, 34 6. 360 

14 BVNfGE \1\1. j>O 

In diesem Rahmen hat das BVerfG insbesondere die Grund· 

sätze der Abstufung der Ämter innerhalb sog. Laujbahnen. 

die Laujbahnbindung der Ämter und die Difjerenzierung 

in Diensta/tef5Stujen prinzipiell gebilligt. Innerhalb dieser 

sehr allgemeinen Grundsätze können die konkreten An­

forderungen und Besonderheiten des ei meinen Amtes 

sowie die in ihm geforderten oder erbrachten besondere 

leistungen - neben der velfassungsrechtlich zulässigen. 

aber möglicherweise nicht zwingend gebotenen Dienstal­

tersstufe - insbesondere durch die jeweilige Beförderungs­

stufe innerhalb der laufbahnen Berücksichtigung finden." 

Als Ausgleich fü r besondere Hä rten, Anforderungen oder 

Schwierigkeiten ein zelner Ämter sind neben der Einstu­

fung in die Besoidungshierarchie insbesondere Zulagen 

zulässig.'9 

2~ BV~,fGE 114.1SB. ,89; 56, ,64 1.;44. 163. 

16 BV~,fGE 56. ,64 f 

11 aV~rfGE 64, 36J, 379 (N3Chw) , 

18 BVerfGE 80. 66; 64,380; 56. ,64 . 

29 Ma~,~g ~aO .. ~n 87; Jachrnann, in, von M~ngold I IKJeinIStarck. GG 11, 6 

1\., '0'0, Art 13 R~ So. Zum VerhliUnls von Dienstalter- und lelltung~be­

logenen Besoldungllyllernen BVe, fGE nO.1SJ. ,65 f f 



Dara us folgt il ilgemei n: maßgeblich (1) die Zuordnung der Ämter zu Laujbahnen 

Nach dem Grundgesetz orien~jeren sich Grundlagen und iSd der laufbahnverordnungen (konkret etwa: ~gehobe' 

Höhe der Besoldung an dem tatsächlichen lebensstandard ner Dienst" bzw. "höherer Dienst"), (z) die Eingruppierung 

und den daraus abzuleitenden Bedürfnissen einerseits so- der Ämter zu einzelnen 8esoidungssfUjen (konkret etwa: 

wie den wahrgenommenen Ämtern andererseits. "A 1}" oder ~AI3") und (3) die Bemessung der individuel-

len Bezüge Innerhalb dieser Stufen auf der Grundlage der 

Maßgeblich fÜI die Ausgestaltung und Bewertung dieser Zuordnung der einzelnen Beschciftlgten zu Dienst- bzw. 

Ämter 1st die Ausgestaltung durch Gesel2 bzw. aufgrund Lebensaltersstu!enY 

Gesetzes. Diese sind gem. Art. 1 Abs. 3; 20 Abs. 3 GG an die 

grundgesetzlichen Vorgaben gebunden. 

Hierbei kommt ihnen ein weiter Beurteilungs- und Gestal­

tungsfreiraum zu. Dieser Ist allerdings an die grundgesetz­

lichen Vorgaben namentlich aus Art. 33 Abs. S; 3 Abs. 1 GG 

gebunden. Fur den nordrhein-westfällschen Landesgesetz-

Daneben gibt es weitere DifferenZierungen, welche sich 

etwa aus dem Familienstand, dem Dlenst- oder Wohnort 

und anderen personllchen Umständen des Beamten er­

geben können . Sie werden regelmilßlg dUICh ffZuschlQgeM 

zum Einkommen abgegolten. Diese sind weitgehend tätig­

keitsneutral, wobei allerdings gewisse Anknüpfungen an 

geber Wild darüber hinaus der Gestaltungsspielraum durch die jeweilige laufbahn anzutreffen sind. Schließlich finden 

den besonderen Gleichheitssatz "Gleicher lohn für gleiche sich DifferenZierungen nach den besonderen Anforde-

Arbeit" des Art. 14 Abs. 2 S.l NRWlVeingeschränkt.ln die­

sem Rahmen ist die legislative berechtigt, die Besoldungs­

struktur auszugestalten und umzugestalten. 

111. Oie Ausfüllung des grundgesetzlichen Rah­
mens im laufbahn- und Besoldungsrecht 

Ungli!iChbehandlungen im Beilmtcnbe~o ldungsre(ht 

Die geltenden Besoldungsgeselze und -ordnungen der 

Länder und des Bundes fullen die genannten verfassungs­

rechtlichen Vorgaben auf grundsätzlich vergleichbare, im 

Detail jedoch differenzierende Welse aus. ländetüber­

greifend sind für die Bemessung der Beamtenbesoldung lO 

rungen einzelner Amter, welche besoldungsmilßig durch 

"Zulagen" honoriert werden. Sie richten sich nach den kon­

kreten Anforderungen oder Tätigkeiten im Einzelfall. Das 

Bundesverfassungsgericht hat diese Zuordnungen und 

Differenzierungen im Ausgangspunkt für grundgesetzkon­

form gehalten,]' ohne dabei auf Fragen konkreter Ämter 

oder gar der Amter von Leh rern einzugehen. 

JO Fo. d", Ang~ltltttn gelltn grundsl\l~(h ~hnll(he. im hrntlblt ~oth )1 O~IU Ubfo:rbllde btIV06kullte. In· Hoffm~n~·~lem U ~ .. Grundli~ndtl. 
IbweIChendt Besllmmungen. D~ ,udern wegen der fl"f~utonomle VrfWlllunglrHhlllll. )009. ~ 54 If . ~l1e' und ,usfuhrhcher Xhnelien-

lu(h - gegenubo!. den kllmtengtltllen - JbwelCl>enden grundge· 

~tlll(hen Vorg~ben unled",gen O.'u n~lIe' Sc:hlewlns. In, Grotgtr. 

Atbe!lsr«hllm ijffentll(htn OltnSI.>010. S ~n; rur leh'e. ebcL 5. 74911. 

b~ch. 8elmltnrttht In der P'UI!. S ,11, •• >00'. S '" If; Kopp. In Stelner 

(HrSI! I. 6tsanderts VerwlltunguHh!. 4 A. '991. S 5 409 ff 

Il SVerfC,;[ 44. 149. 16i ff 
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Für Leh rer im Beamtenverhältnis ergeben sich daraus die 

folgenden Zuordnungen: J3 

Elngangs~mt (zuzügl. Btförderungsmöglichkeit ohne/mit Funktionswechsel) 

Bundtsland Grundschule Hauptschule Realschule 

" 
,. 

Bayern " " 
I -- • " 

Bfilndenburg " " 
I - .. U 

Hamburg " " 
I ....... .. " MV nicht yt'Sleichbar. da kelnt Verbeamlung der lehrer. 

" .. 
N'W " " 

I ",11IMd-P'fWa " '" 
Saarland " " ...... nIdIt~ d,kdneVWbt.tnlbln derl.etl~ 

Sachsen·Anhalt " " .. " .. 
Thüringen I " " 

Die Übersicht zeigt in den einzelnen Bundesländern!· unter· 

schiedliche und z. T. unterschiedlich große rechtliche Diffe· 

renzen zwischen Lehräm tern bzw. Lehrern un terschiedli­

cher Schulformen und -stufen. 

)) zu Einzelhe,ten und Befö rd erungS3mtern vgl.den Anhang 

l4 Nur ,nnerh,,!b dieser hnn und darf verglichen werden . Unterschiede 

lwischen den Bundesländern sind nlch Art. 74 Abs . ' Nr. 17 GG politisch 

gewollt und rechtlich lugelassen Näher BVerfGE 31. 346.]60: kein Ver· 

gleich unter5(hied l Geseugeber nach Art 1 Abs.' GG) 

~ 

" 
q 

" .. 
" .. 
u 

" .. 
" 

" 
~ 

" 

Gesamtschule 

" 

" ..,. 
" .. 
" .... 

" ...... 
llh3 .. 
" 

" "' ... 
" 

Gymnasium 

" 1 
" .. 
" 
" 
" ., 

" 
" ., 
" 

" 
.; 1 

" 



2. Gl undguetzllctH! Maßst~be nach IV. Gleiche oder ungleiche lehrerbesoldung: 
Art B Abs. S IVm Alt. 3 Abs. I GG Argumente und Gegenargumente 

Oll' aufgezeigte gesetzliche Zuordnung rechtfertrgt sich 

hinsichtHch der Gleich· oder Ungleichbehandlung der Leh- Die Ungleichheit der gegenwartigen Lehrerbesoldung folgt 

,er nicht aus sich selbst heraus oder aus der bloßen Ent- nach dem Gesagten beamtenrechtlich aus zwei wesentli-

scheidung der Jeweiligen Gesetzgeber. Sie ist vielmeh r vor chen Gesichtspunk ten 

dem Hintergrund der genann ten grundgeselllichen Anfor- • dem Kriterium der Aus- blw. Vo rbildung, welches we-

derungen ihrerseits rechtfertigungsbedurftig, da - auch sentlich die dlfferenllerende Laufbahnzuordnung be-

vom Gesetzgeber - sachlich Gleiches gleich behandelt ~tlmmt (dazu I,), 

werden muss. Ob und ggf. wo im Besoldungs,echt sach- • dem Kriterium der berumchen Le,stung und Verontwor· 

lieh Gleiches ungleich behandf'1t w ird, Ist demnach naher tung, welches wesentlich die differenZierte Zuordnung 

zu untersuchen. zu Besoldungsgruppen pragt (dazu ~ . ). 

Ob ml'hrere 5tJchvl'fholte (hier; Lehrämter} 91eich odl'r un- Alte ilnderen Unterscheidungen (beim Dienstal ter, Ort~lU-

g/l'ich lind (und daher ggf. rechtlich gleich zu behandeln schlag usw.) knupfen, soweit vorhanden, wesentlich an die 

sind oder ungleich behandelt weiden dürfen), richtet dadurch bedingten VorentsCheidungen an. 

sieh nach den Jeweils vorJirrdboren 50chItrukturerl. Sind 

die unterschiedlich geregelten Sachverhalte tatsächlich 

unterschiedlich und können die Regelungsunterschiede 

aus den Sachunterschieden begründet werden. so ist die 

unterschiedliche Regelung zulässig, Es kom mt also darauf 

an, welche unterschiedlichen tatsächlichen Gegeben hei­

ten den zu prüfenden rechtlichen Regelungen zugrunde 

liegen. Nun si nd zwei Sachverhalte niemals vollständig 

gleich (,. identisch), sondern welsen immer irgendwelche 

Unterschiede: auf. Doch darf deshalb noch nicht alles un­

ter~chiedlich behandelt werden. Vielmehr kommt e:s dar­

auf an, welche tatsächlichen Gegebenheiten Gegenstand 

einer gesetzlichen Regelung Sind und welche die ~Ie pra­

genden sachlichen Umstände da,stellen. 

Unlt-rschledllche Au!.· und Vo,bildung als 

Di Heren I i e run gsgru nd? 

a) Die Position der Rechtsprechung 

Als zentrales Abgrenzungskriter ium der Laufbahnen des 

gehobenen und. des höher en Dienstes gilt die Vorbi ldung 

der Beamten : Nur wer ein ,,(lbgeschlosserres Hochschul· 

5tudlum~ aufweist, Ist danach dem höheren Dienst zuzu· 

weisen . Für andere Beamte besteht danach eine derartige 

Verpflichtung OIcht.lnsowelt sei eine Ungleichbehandlung 

sachgerecht und mIt Art . B Abs. S: 3 Abs. , GG vereinbar. r. 

lS Sllndl8~ Rfihtlp.tchun8, s. BVtlfGf 64. )61. )80 fr, B'hrwG. ovel 

'001. 741; OVG Mun~ter. B v 1).5 )006 - Al 6 A 3111/04 - mit "nme.· 

kunken, T Rot'lIfkfn In lu , IsPR·A.b~ )0/ '001 An", S 

'J 
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Der Unterschied rechtfertige sich aus dem gesetzgeberi- Jene Rechtsprechung ist in der PraJCis tr adier t, die maß-

sehen Gestal tungsfreirau m einerseits und dem Erfordernis geblichen Leitentscheidungen verweisen formelhaft auf-

des "sachlichen Grundes" für eine Ungleichbehandlung einander; weitestgehend unangefochten. In jüngerer Zeit 

andererseits, da dafür jeder mögliche sachliche Grund entstand allerdings ein jurist ischer Meinungsstreit zu die-

ausreiche, weitergehende speZifische Anforderungen an sem Thema. Gegen die trad ierte Rechtsprechung werden 

diesen Grund also nicht zu stellen seien . Insoweit ist da- mehrere Argumente rech t licher (dazu b)) und tatsächlicher 

nach also ell1e differenzierende Behandlung der lehräm- Art (dazu cl) angeführt. 

ter gestattet, sofern das Oienstrecht hierfür eine unter-

schiedliche Vorbildung vorschreibt. In diesem Kontext soll b) Verfassungs- und beamten rechtlicher Meinungsstreit 

die (vorgeschriebene) Ausbildung keinen elgenstandigen Eine schon ältere ArgumentatIOn folgt aus ~ 18 BBesG und 

Fak tor neben der Berufstätigkeit darstellen, sondern zu inhaltsglekhen Bestimmungen des landesrechts. Danach 

denjenigen Kriterien zahlen, anhand derer Sich ermitteln berücksichtigt die genannte Rechtsprechung die Rege-

lasse, ob die Arbeitnehmer die gleiche Arbeit verrichten. lung des § 18 BBesG19 nur unzureichend. Dieser schreibt 

Maßgeblich soll dabei lediglich sein. dass die Ausbildung den .. Grundsatz der funktionsgerechten Besoldung" vor; 

für die ordnungsgemäße Erfullung der Oienstaufgaben genauer: "Die Funktionen der Beamten [ ... ] sind nach den 

.. von Bedeutung" sei. Hierfür ausschlaggebend sei eine 

Gesamtbetrachtung danach, ob die Arbeitnehmer unter 

Zugrundelegung einer Gesamtheit von Faktoren wie Art 

der Arbeit, AUSbildungsanforderungen und Arbei tsbedin~ 

gungen als "In verglelchbalel Situation befindlich" angese­

hen werden können. i6 Dies soll nach der Rechtsprechung 

der Obergerichte auch dann gellen, wenn unterschiedlich 

eingestufte lehrkräfte im Einzelfall eine gleiche oder we­

sentlich velgleichbale Tätigkeit ausüben.ll Es sei jedenfalls 

rechtlich flicht zwingend, ausschließlich auf die ausgeubte 

Tätigkeil und nicht daneben auch auf die dafür maßgebli­

che Aus- oder Vorbildung abzuste ll en .l~ Diese Entscheidun­

gen haben inzwischen eine eigene RechtsprechungSlraditi­

on gebildet. so dass inzwischen auf weitere Begründungen 

weitgehend verzichtet und nur noch auf die früheren Ur­

teile verwiesen wird. 

lf> BVe'wG a~O .. s. 748 

11 BV~'wG a~O 

18 Explllli OVG Mun,l~r •• 0 "Olp,e ge'ellgebe""hen Ubedegu"gpn ha . 

bPn ",rh t de,halb lu,urbut'~len. well'm [l",plfall lw~i unle,s[hlpd· 

I,(h elJ1gesluftpleh,e, die gleKhe hHgkeil au\ubp" ,. 

mit ihnen (!) verbu ndenen Anforderungen sachgerecht zu 

bewerten und Ämtern zuzuordnen." Maßgeblich ist dem­

nach der Zusammenhang von "Status und Funktion", 40 

Dabei stellt die Funktion maßgeblich auf die dem Beam­

ten zugewiesene Tätlgkeit 4 ' ab. Diese prägt das Amt Im 

statusrechllichen Sinne, und nur eine dem Status entspre­

chende Tätigkeit darf dem Beamten zugewiesen werden." 

Prägend für die "funktionsgerechte Besoldung'" isl dem­

nach die ausgelibte Tätigkeit, nicht hingegen die Vo,- ode, 

AU5bildllflg. Wenn demgegenüber die ständige Rechtspre­

chung die genannten Regelungen außer Betracht lässt , so 

geschieht dies regelmäßig mit dem Argument. der Beamte 

"habe keinen Anspruch auf eine bestimmte Bewertung sei-

19 Au\ dem L1ndes'ethl eben,o . \ "Hmb~G. ~ '0 LBe,GBW. Ar'- '9 Bayll6G 

00 BVerfGE 10. '5'. ,61.IIVe'wGl ,,6. ,8,. ,24 
41 Dazu B~tII', BBG, 4 A.. '009. \ '0 Rn. n, _pin de' Stellung des Be.mle" 

ent'p,erhende' Aufgabenk,e .. in plne, bu!'mmlen BehOfd .. -.•• R 

Summp,. FS·l(niipO ... '996. 5 l69 

42 BV .. ,wGl 65. 1]0. '7' f; 116. ,81. ,84. S' IIVe,fcr 70, '5' 



nes Dlenstpostens' .. l durch Besoldungsgesetze oder -ord­

nungen. Selbst wenn man dieser Argumentation für die 

subjektiven Rechte der (einzelnen) Beamte folgte, so folgt 

daraus noch keineswegs, dass die genannten Regelungen 

deshalb objektiv-rechtlich unverbindlich seien."4 Sie ver­

pfHchten demnach insbesondere die Verordnunggeber 

der Länder, auch wenn dem Einzelnen kein einklagbares 

eigenes Recht zugestanden wird, Das gel tende Recht geht 

demnach von dem Zusammenhang von Sta tus, Funktion 

und Besoldungshöhe aus. 

Eine rechtliche Besonderheit enthält hier - wie bereits 

oben erwähnt - das LOlldesverjassungsrecht in NRW. Es sta­

tuiert den Grundsatz "Gleicher lohn für gleiche Tätigkeit" 

bzw, .,für gleiche Leistung" (Art. 24 Abs. 2 S. 2 NRWLV)4S 

und gestaltet diesen - im Unterschied zu sonst igen lan­

desverfassungen - nicht allein als Grundrecht der Gleich­

behandlung von Friluen und Männern aus. Vorab ist hier 

darauf hinzuweisen: Einen allgemeinen Grundsatz des In­

halts uGleicher Lohn jür gleiche Arbeit" kennt dils deutsche 

Recht nicht. Er gilt nach Art. 157 AEUV nur im Verhä ltnis von 

Frauen und Männern zueinander und nach §~ 1, 1 All gemei­

nes Gleichstellungsgesetz nur im Hinblick auf bestimmte 

verbotene Unterscheidungsmerkmale. 

Die Bedeutung der landesverfassungsrechtlichen Rege­

lung hat seit der Föderallsmusreform erheblich zugenom­

men: War bis dahin Besoldungsrecht Bundesrecht (und 

4l BVerfGE 64. 367. Hg, 6VerwGE 87.3'0; PloglWiedow, SBG, B~n d I, LO· 

~bJ..',8 Nr . • ( N~chw. l .. 

insoweit an die ländergrundrechte nicht gebunden), so 

hat sich dieser Rechtszustand seit 2006 geändert: Mlt dem 

Obergilng der Rechtssetzungskompetenz auf die länder 

sind diese insoweit nicht nur an das vorrangige Bundes­

recht, sondern auch an die eigenen Grundrechte gebunden 

(5.01. Art. 142 GG) . Dass die genannten Bestimmungen auf 

Beamte keine Anwendung finden könnten, Ist nicht er· 

kennbar: Auch wenn sie in Abschnitten etwa über "Arbeit, 

Wirtschaft und Umwelt" stehen, ist daraus nicht zwingend 

abzuleiten, dass der Grundsatz der lohngleichheit für Be­

amte.kelne Anwendung finden sollte. Im Gegenteil : Wenn 

rn den Verfassungsberatungen ausdrücklich betont wurde, 

dass jener Grundsatz auch für "Gesetze" gelten und na· 

mentlich den Staat binden sollte,d so folgt da raus: Beam­

te, deren Bezüge vom Staat gesetzlich festgelegt werden, 

sind aus dem Anwendungsbereich jenes Grundsatzes nicht 

ausgeschlossen.~1 Maßgeblich ist demnach die - willkur­

frei zu bestimmende - "funktionelle Gleichheit", d.h. die 

"Vergleichbarkeit der Tätigkeit nach "Art und Umfang".48 

Eine insoweit begründungsbedürftige Differenzierung der 

Be50ldungshöhe muss sich alm (/n Unterschieden bei der Tä­

tigkeit aU5richten. Führt unterschiedliche Vor- oder Ausbil­

dung demnach nicht zu einer unterschiedlichen Tätigkeit, 

darf sie gem. Art- 24 Abs. 2 S. 1 NRWLV auch nicht als Dif­

ferenzierungsmerkmal herangezogen werden. Diese Zu­

sammenhänge werden von der tradierten Rechtsprechung 

nicht senusend gewürdrgt, sie rst daher rechtlich überprü­

fungsbedürftig. 

44 Zul' BVerwG.Buchhob l40 \'8BBesG N'.n:"Oi!le<iildnin "8~'inkerte ~ 6 DOllY Müller.Te'p' lI, in : lÖwe rllel1lnge •. Komm entar zUr \/e,fassung 

P,ln~,plu Deachten. dinsich In den Slatuirechtl,chen Amtern Abstufungen des Landes NRW. 1001. Arl . 14 Rdnr 15 INichw ) 

der Ihnen zugeordneten Funktionen und Anforderungen wlderspleseln.- ~1 So schon N,pperdey. RdA '950. S. m , "i. Andefs abe, BilyVfGHE ... '03. 

4S In 8e 'lIg iuf geschled'tsbelOgene Gleid'behindlung bel der Beuh· 211 : ']. 8g. g •. wOillerdlngs stall denen iuf A,t ,,9Abs. ' lVlenhp"cht 

lung' A,t . Si Ab •. , B,,,mlV. Art II S. > He" LV. Art . ,6 Ab •. , RPLV. A,1.41 A,t. 1 Abs.' GG) atJgestelit wlfd 

Ab •. 1 s. 4 S"i,LV 4S MiilL~,-Terplt' aaO" Mdnr. ,6 
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cl Faktische Veränderungen : Gleiche Bezüge für 

gleiche Vorbildung 

Ob eine differenzierte Besoldung auch In Zukunft auf Un­

terschiede in der Lehrerausbildung gestützt werden kann, 

Ist auch aus einem faktischen Grund unwahrscheinlich. 

Tatsächlich waren in der Vergangenheit die Ausbildungs­

anforderungen an Lehrämter unterschiedlicher Schulfor­

men erheblich differemiert. (g Die Anforderung eines Uni­

versitätsabschlusses galt in früherer Zeit ausschließlich für 

Gymnasiallehrer. Hingegen bestanden für die ehemaligen 

Volksschullehrer bis in das 20. Jh. hinein keinerlei Ausbil ­

dungsanforderungen akademischer Alt. 

Erst im 20. Jh. setzt sich die Ausbildu ng anderer als Gymnasi<:ll­

lehrer an Akademien (später: Pädagogischen Hochschulen) 

bzw, Universitäten durch. Hingegen wurde - im Unterschied 

zum allgemeinen Beamtenrecht - eine Ausbildung an fach-

verordnunggeber folgende Ausbi ldungsanforderungen 

vereinheitlicht: 

• die Ausbildungsstätten : Nur noch BW kennt eigene 

Pädagogische Hochschulen; in den anderen Bundes­

ländern ist eine universitäre Ausbildung für Lehrer aller 

Schulstufen und -formen obligat. 

• die Studienabschlüsse: Alle Lehramtsstudien schließen 

mit einem Staatsexamen ab. 

• der Vorbereitungsdienst: Für alle Lehram ter schließt 

sich an das Studium ein Vorbereitungsdienst an, der 

aus theoretischen und praktischen Teilen besieht. 

• der Ausbildun gsabschlu ss: Dei Vorbe,eitungsdienst 

schließt überall mit einem (weiteren) Staatsexamen 

ab, so dass Lehrer aller Schul stufen und ·formen vor der 

Berufsaufnahme einheitlich jeweils zwei Staatsexamina 

absolvieren müssen. 

hochschulen nkht vorgesehen.IO Ungleich waren demnach Demgegenüber traten schon in der Vergangenheit die Un-

früher die AusbUdungsstatten (universltär oder außerunl- terschiede In der Ausbildung stark zurück. Sie bezogen sich 

versitar). die Ausbildungsgänge, ·dauer und -abschlüsse . etwa auf die vorgeschriebene Regelstudiendauer. Unter-

Es waren letztlich diese Unterschiede, welche in der Ver- schiede bei der curr icularen Ausgestaltung einzelner Studi-

gangenheit zur Rechtfertigung unterschiedlicher laufbah- engänge und bisweilen leicht divergierende Verteilungen 

nen bzw. Besoldungsgruppen herangezogen wurden. theoretischer und praktischer Studienanteile. Dabei fan­

den sich einzelne Differenzen zwischen Gymnasiallehrern 

Doch geharen Jene Zustände mehr und mehr elnel längst 

überholten Vergangenheit ein. Seit den 70er Jahren des 20. 

Jh. ist die Debatte um die Lehrerausbildung und seit den 

80er Jahren auch die PraxIs über Jene älteren Ausgangs­

punkte mehr und mehr hinweggegangen. Dies ist in den 

einzelnen Bundesländern zu unterschiedliche Zeitpunk­

ten und in unterschiedlicher Intensltat geschehen. Schon 

in der jüngsten Vergangenheit wurden durch Gesetz· und 

49 Zur Enlwl(klung des Beloldungs'echh Mltloi'~ \I i . Dn Beloldung\­

,echt tu, das Land NRW, 1960, S l1S rr 

10 F~ r leh ,e, an B~,ufss{ hulen gelten Sondeffegelungen 

einerseits und Lehrern sonstiger $chulformen und - stufen 

andererseits; aber auch Differenzen zwischen bisweilen 

unterschiedlich geregelten Ausbildungsanforderungen der 

sonstigen Lehrer untereinander. Dass solche geringeren 

Diskrepanzen unterschiedliche Besoldungsgruppen gera­

de zwischen Gymnasia llehren einerseits und den Lehrern 

sonstiger Schulformen andererseits begründen konnten, 

war schon In der Vergangenheit immer weniger erkennbar. 



Dies gilt erst recht In der Zukunft. Immer mehr Bundeslan- Die Ausbildungsimforderungen sind demnach fur die 

der gehen gegenw:irt ig d<lzu über, die AusbJldungsanfor- lehrämter unterschiedlicher Stufen hinsichtlich der Hoch-

derungen fur leh rer aneinander noch weiter anzunähern schulart (Universitat), der Regelstudienzeit (Insgesamt 10 

oder ga r zu vereinheitlichen. Dabei liegt die Regelungs- Semester) und der zu erwerbenden Studienabschlüsse (Ba-

kompetenz Insoweit bei den Bundesländern. Dadurch kön- (helar. Master) nicht mehr ungleich, sondern gleich. 

nen die 2U treffenden Regelungen im Zuge der Umstellung 

der Studiensysteme durchaus landerspezlfisch variieren. Sind nun im Sinne der genannten verfassungsrechtlichen 

Dies gilt namentlich dann, wenn tUr l ehräm ter aller Schul- Maßstäbe die Phanomene der ungleichheit dermaßen 

formen gleiche oder gleichwertige Studlenabschli.isse vor- überwiegend, dass sie gegenüber denjenigen der Gleich-

aU5sesetzt werden. Über die schon genannten Vergleich- heil eine Unglelchbeh<lndlung rechtfertlsen konnen? Die 

barkelten hinaus finden SICh weitere AnnahelunBen Antwort fallt schon tur die GeBenwart eindeutig aus, fur 

• der vorgeschriebenen Re~elstudiendauer : Sie wild die Zukunft stellt sich - wie schon jetzt In NRW - schon fast 

im Zuge der Umstellung auf die neuen konsekutiven die Frage nicht mehr. 

Studiengange weitBehend vereinheithcht. 

• Der (neuen) Studienabschlüsse: Mit der Umstellung 

werden die Abschlusse "Bachelor" und "MasterN fur 

Was schon in der vergangenheit erkennbar war, setzt sich 

in der Zukunft fort: Die Studien- und Ausbi ldungsgänge 

alle verbindhch. Wo es noch StaatselCamina gibt. wer- für lehrer sind nicht mehr von Ungleichheit, sondern von 

den die:se: rege:lmäßig beibehaltene älte:re Bezeichnun- Gleichheit geprägt. D,ese:r Trend wird sich noch fortsetzen. 

gen für Inhaltlich ne:uere Studie:nabschlussprüfungen Gleich oder mhaltlich velglr!:lchbar werden in Zukunft die 

und ·formen. Ausbildungsstätten, die Ausbildungsdauer, die Ausbildungs-

• Der praktl sche:n Studienanteile: Diese werden in den abschlüsse, die: Prufungsimforderungen und die theoreti-

neuern Ausbildungsanordnungen nahezu überall ver- schen und praktischen Studienan teile ausgestaltet seinY 

einheitlicht. 

d) Zusammenfassung 

Am weitesten geht dabei das land NRW. Hier schreibt Daraus folgt: Je vergleIChbarer dIe Ausblldungsanforderun-

das Gesetz über die Ausbildung für l ehrämter an öffent- gen on die unterschIedlIchen uhr(jmter sind, umso weniger 

lichen Schulen in NRW für alle le:hrämter e:int unrvenitä- hol/bar Ist dIe aus den Ausbildungsan!orderungen he'ge/ei-

re Ausbildung vor (§ 10 Abs. 2). und zwar unabhängig von tete Argumentation Jur dre unterschiedliche 8eso/dungshö-

der zukunftlg dem Im Einzelfall angestrebten lehramt. he. Die noch verbleibenden Untelschlede in der Ausbildung 

Gleichfalls l eh ramtsunabh~nglg sind vorausgesetzt ein der lehrer weIden immerwemger Beelgnet sein, die S(hofl 

Abschluss e:lnes Bachelorstudiums mit 6 Semestern Regel- jl'tzt große und In naher Zukunft Immer größer werdende 

studienzeit und ein Abschluss zum ~Mastl'r of fducotion" 

mit 4 Semestern RegelslUditnzeil (§ 10). 11 D,~ noch v~.bI~,~nd~ Unle' l(h,ede I ...... schen den AustMldungs.anfor-
de.ungrn unlels(h,!I<Iltche. S<:hu."ufen und fo,men Wllehen Ioich In 

den m~.len 8yndcll~ nde," 111eln 1uf dIe die lihl deo /Um Studlen,,­

fnlg ""'wendIgen felS·Pun!:le 
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Zahl von Vergleichbarkeiten zu überwiegen und dadurch l. Unterschiedliche berufliche Anfo , derun8~n und 

den Sachverhalt dermaßen zu prägen, dass eine Differen- leJstungen als DlffelenzlerungsgrundJ 

zierung zwischen den lehrämtern an Gymnasien einerseits 

und den sonstigen lehrämtern andererseits geboten wäre, Oll Posi tion der Rechtsprechung 

Zudem erlaubt der besondere Gleichheitssalz des Art 24 Ein anderer zentraler Begründungsstrang tur besoldungs-

Abs, 2 5. 2 NRWLV das Differenzierungskriter ium der un- rechtliche Ungleichbehandlungen stellt nicht auf Unter-

terschiedlichen Vorbildung nur dann, wenn dies auch In schiede hinsichtlich der Vor- und Ausbildung, sondern 

eine unterschiedliche Tätigkeit mündet. Ansonsten gilt in vielmehr auf Unterschiede hinsichtlich der beruflichen An-

Nordrhein-Westfalen: "Gleicher lohn für gleiche Arbeit", forderungen und leistungen der lehrer unterschiedlicher 

Schulstufen ab. So wird etwa festgestellt. das eine Diffe-

Für die besoldungsrecht!ichen Folgen bedeutet dies: 

Je starker die Ausbildungsanforderungen in Zukunft schul­

form übergreifend gleich sein werden, desto eher entfallt 

das Argument unterschiedlicher Ausbildung für die unter­

schiedliche Besoldungshöhe. Dies ist insbesondere dann 

der Fall, wenn die genannte Gleichheit die Ausbildungs­

stätten , die Ausbildungsdauer und die Ausbildungsab­

schlüsse betrifft. 

In solchen Fällen könnte demnach eine ungleiche Besol· 

dung nur auf andere "Is ausbildungsbezogene Argumente 

gestützt werden (dazu 2). 

renzierung zulässig sei an hand der "Verschiedenart igkeit 

der Ausbildungsziele", also der "zum Teil unterschiedlichen 

AusbildungSlieie der beiden Schulformen", welche etwa 

darin zum Ausdruck gelangten, dass "an den Gymnasien 

die allgemeine Hochschulreife der von den Schülern aHer 

Klassen gleichermaßen angestrebten Abschluss darstellt", 

während dies "an Gesamtschulen lediglich auf 44 % der 

Schüler" zutreffeY Generalisiert wurde diese Argumenta­

lIon schon frühzeitig vom BVerfG, welches hinsichtlich der 

Grundlagen des Besoldungsrechts feststellte, dass "inner­

halb der Gruppe der lehrkräfte im reichverzweigten und 

vielgestaltigen deutschen Schulwesen" u.a. "der verschie­

dene Stellenwert der einzelnen Schularten" als Unterschei­

dungsgrund in Betrach t kommeY 

Wie nun schlagt die dort genannte "Schulart" auf die zur 

Grun dlage der Besoldung zu nehmende .. Funktion" des 

Beamten (§ 18 BBesGjs. durch? Der hier zugrunde gelegte 

Zusammenhang zwischen Schulziel und Unterrichtsinhalt 

lässt sich folgendermaßen beschreiben: Je anspruchsvol­

ler das Unterrichtsziel, desto ompruchsvaller muss auch 

der Unterricht und damit die in diesem Zusammenhong zu 

~1 OVG Mun l ter. 8 Y 41 0 100 1>,' Al. 6 A 1147105'. ju'is (Nacl1w.) , 

~l BVe,fGE 64. 31>7, 38). unlel Hinwe;1 au f B','e.fGE '3, 356. )I>J 

~. Oazu o. 111, 



erbringende Leistung des Lehrers sein. Je hoher dOls Ausbi l- hier keiner naheren Untersuchung. Jedenfalls Ist es In der 

dungsz!el, desto höher müsse also das inhOiltliche Niveau Gegenwart nicht mehr die maßgebliche Grundlage des 

des Unterrlchb sein. Dieses wiederum präge nIcht nur die Schul- und des lehlerberufsfechts. 

Anforderungen an die Schüler, sondern auch diejenige an Stattdessen gilt: Die soeben genannte öltere Auffassung 

die Lehrer. Und wenn die Lehrer höhere Anforderungen zu von der Beschrankllng der Schulziele und -Inhalte auf Bi/-

erfü llen haben, schlage dies unmit telbar auf die notwen- dung'iniveau und Bi/dll l1gslrrhalte entspricht weder dem ge-

dise Ausbildung, die notwendige Vorbereitung und dIe wondelten Auftrag der Schule nach Grundgesetz und Gesetz 

Durchführung des Unterrichts selbst durch. lehrern, denen /loch der gewal1delten Realltdt der Schule. 

hie, hohere leistungen abverlang! wurden, durften daher 

auch Im Besoldungsrecht hoher eingestuft werden. Dies zeigt Sich bereits In den Schulzfelen von Verfassungen 

und Gesetzen. Bereits die landesverfassungen nennen als 

b) lehrerbelufsrecht cont'll SchulrechU Schulziele nicht allein die Vermittlung bestimmter Inhalte, 

Jene Auffa ssung kann aber lediglich unter bestimmten sondern OIuch diejenige bestimmter sozialer und kultureller 

Prämissen, die ihrerseits einer Diskussion bedurfen, Ver- Werte. SoZIales Handeln, Toleranz und Verantwortung sind 

tretba,keit beanspruchen DIe zentrOlle jener Pramissen Ist Einstellungen, welche nichl allem und auch nicht überwIe-

die Auffassung. wonach d.u Niveau deI befUflichen Anfor- gend von der Kenntnis bestimmter Fakten abhangt. Auch 

derungen an die lehrer parallel zum Niveau des Schubleis 

steige. Eine solche Parallele ließe sich jedenfalls dann fest­

stellen, wenn sich das Niveau der beruflichen Belastung 

ausschließlich oder ganz überwiegend OIn dem N,vt'au der 

vermittelten Unterrlchtsinha!te orientiert. Dies wiederum 

ware der Fan, wenn das Schulliel von der Vermittlung be­

stimmter lehr- und lerninhalte geprägt ist, welches der­

maßen im Vordergrund stehe, dass es wesentlich die be­

ruflichen Anforderungen OIn die lehrer bestimmt. 

Eine solche Auff.usung entspriCht der Tradition des deut­

schen Schulwesens, welches - Im Unterschied etwa zu 

einer angelsachsIschen Tradition - nicht dem Ideal der 

Menschen- oder Charakterbildung, sondern demjenigen 

der Vermit tlung von Wissens- und Bildungsstandards ver­

pflichtet sei. Ob dieses Ideal in der Vergangenheit von der 

Rechtsordnung reZipiert und umgesetzt wurde, bedarf 

ist nicht erkennbar, dass im dualen Erliehungssystem des 

GfUndgesetzes und der landesverfassungen die Vermitt­

Iuns dieser Werte ausschließlich dem Elternhaus zugewie­

sen und damit aus dem 8ereich der Schule ausgeschl0ssen 

sei.ss Vielmehr soll die ErZiehung zwar dualistisch, aber 

durchaus aufeinander bezogen und inhaltlich verschränkt 

e rfolgen.~6 DIes ist auch der Inhalt von' 7 Abs. 3 s. 2 NRW­

SchulG.ln diesem Sinne gibt es nahezu keine Inhalte, wei­

che dem schulischen ErzIehungsauftrag vollslandlg entzo­

gen wären. festzuhalten Ist demnach: Eme Beschränkung 

der Schule auf die Vermittlung von Wissen und Inhalten fin­

det SIch In Grundgesetz und Londesvufossungen nicht. 

S~ So In delll!~'~tu' ni~elll ~un(nIIo!ßhc~" Srllmltt-l{.mmle., flttf~(ht, 

und schuli.(llt. [rllthungsretht ""h d.mGfundB~ •• tl . '98] 

S6 So .tWi GroKhn~'. 111 Drei. ' . CG I. I ~ '004. Art 6 Rn '18 f 
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Im Gegenteil: Die Gesetze weiten die Erl ienungsliele und In neuer Zeit kommen hierzu weitere AnfOlderungen. wel-

-aufträge weit über jene begrenzten Ziele aus. Sie beliehen ehe über die Wissensvermittlung hinausgehen. Dillu zäh-

d,meben u.a. ein (5. dazu § 7 Abs. 5 NRWSchuIG): len etwa 

• die Vermittlung kultureller und ethischer Standards • die Integration von Schülerinnen und Schülern mit 

(Urteilsfähigkeit in persönlichen und welt anschauliche MlgrGtionshintergrund. ~l 

Fragen, Selbstverantwortung und Vera ntwortung für • mtegrativer Ur!terricht für behinderte und nicht-behin-

Andere sowie das Gemeinwesen und die Werte der derte SrhLilermnen und 5rhüler,~ 

Verfassung), • Bewältigung von Heterogemtät ;n der Schule und unter 

• persönliches und soziales Verhalten (Selbständigkeit, den SchiJlefinnen und Schülern (s. etwa ~ 2 Abs. 2 S. 3 

RücksIchtnahme, Toleranz. Teamfahigkeit, Wahrneh- lRW-LehrerausbildungsG).l9 

mungs-, Empfindungs-, Ausdrucksfahigkelt). 

• ästhetisches Empfinden und kunstlerischer Au sdruck. 

• Medienkompetenz. 

Landesverfassungen und SChulgesetze gehen also - mit 

un terschiedlichen Akzentuierungen im Einzelfall - davon 

aus: Schulziele und -inh alte sind wesentlich die Verm itt­

lung kultureller und sozialer Kompetenzen als Grundlage 

des Wissenserwerbs und Anwendungsbasis erworbenen 

Wissens. 

AUe diese Schulziele und die aus Ihnen result ierenden An­

forderungen an die lehrerinnen und Lehrer gehen über 

die Vermittlung von BildungSinhalten und -niveau weit 

hinaus. Es ist auch nicht erkennbar. dass die sich hier stel· 

lenden Anforderungen und die dan<lch zu erbringenden 

leistungen der leh rer sich im Wesentlichen paraUel zum 

Schulziel oder der danach zu vermittelnden BildungSin­

halte orientieren. Vielmehr spricht wesentlich mehr dafür, 

dass diese Anforderungen sich ganz besonders dort stei­

len. wo im hoch differenzierten und harh selektiven deut­

schen Schulsystem kohartenübergreijender Unterricht zu 

leisten ist oder aber sich die genannten Herausforderungen 

zu be~onderen beruflichen Anforderungen verdichten, <1150 

namentlich im Bereich der Grund- und Haupt-/Gemein­

~chaftss{hulen. Hier stellen sich die spezjfischen Anforde­

rungen von fehlender Integration, lernbehinderungen und 

Heterogenität in besonderer Weise. Und hier müssen sie 

in besonderer Weise und intensität abgearbeitet werden. 

17 § 1 Ab •. '0 s. , SchulG NRW: En t~p'. 10 and ~ ren Bundeslande,n , '5 

SchulG BlN, , 49 Brem5chulG. t ,Abi' 5 J RPS,t.uIG D.w nah .. , ( 

Kreuz .. ,. Rd lB '004. 5. &9. L Reute'. RdlB ,00J. 5 'J 

~I D •• u n.he, M. K •• Jl'Wlkl, 11 '010. 5. 120: Ichon f'uhe' P R .. lc henbach. 

~dlB '00'. S SJ-
19 Entlpr In .nderen Bundell:iodern \ ' Ab •. J N •. • B'em APOL .. ~"A . \ '0 

Abi 1 N, 1lehrAVbDVO lSA, Da'u n~her J. Or tll. NVwl .01 •• S. '4.'1 f. 



Daraus folgt im Kontext des lehrerbesoldungsrechts: 

Die Gleichsetzung von beruflichen Anforderungen an die 

Lehrer einerseits und der zu vermittelnden Inhalte In der 

• große Le;stungsunterschiede zwischen den Schü/em, 

• sinktnde Lernmor/varion bei Schiller!nnen und Schülern. 

Schule andererseih basiert auf einer unzulässigen Veren- Die sich aus diesen Zuständen ergebenden beruflichen An-

gung von Schulauftrag und Schulgeschehen. Auch wenn forderungen folgen in hohem Maße dem zuvor genannten 

die allein fachlichen bzw. fachspezifischen Anforderungen rechtlich re levanten Wandel von Schulzielen und Schul-

etwa an bestimmte Gymnasiallehrer höher sein mögen als auftrag: Auswei tung der Aufgaben, Integrationsauftrag, 

an lehrer anderer Schulformen, so kennt das Schulrecht integrativer Unterricht mit Behinderten, Bewältigung von 

doch zahlreiche andere Anforderungen, welche in höherem Heterogenität. Was dort rechtl ich vorgegeben wird, zeigt 

Maße an die Lehrkräfte anderer Schulstufen adressieren. hier also seme Auswrrkungen auf die Belastungssrtu<ltion 

Das Abstellen allein auf die fachlichen Anforderungen In der Lehrer. Offenb<lr folgten die berufl!chen Anforderun-

den Besoldungsgesefzen bzw. -ordnungen stellt also eine gen und Belastungen nicht mehr primar den vermittelten 

der gewandelten schulischen Realität wie dem gewandelten Inhalten oder dem Niveau des von der Schule angestrebten 

Schulrecht nicht mehr adäquate Vereng ung des Anforde- Schulabschlusses. Damit bestätigen sich die zuvor aus den 

rungsspektrums dar und kann deshalb kein zureichender gewandelten Rechtsnormen hergeleiteten Annahmen . 

sachlicher Grund für eine allein auf sie gestutz te Differen­

zierung hillSichtlich der Lehrerbesoldung sein. 

c) Berufliche Anforderungen und berufl iche Belastung 

der Lehrer 

Was soeben ,mhand der gewandelten Anforderungen an 

Schule. Unterricht und Lehrer angedeutet worden ist. spie­

gelt sich in der empirischen Schul- und lehrerforschung 

wider.6c Danach wurden als Hauptbelastungsfaktoren für 

lehrer im Beruffestgestellt: 

• die Zunahme der Aufgaben, insbesondere der Erziehungs· 

aufgaben außerhalb der Staffvermittlung. 

• die Zunahme van Verhaltensauffälligkelten und Disziplin· 

I05igkeiten bei Schülern, 

• große Klassen, 

60li r ~ r~tu,bericht bei D~ube r I SeJp~r. i~ , I'~ dagog l~ 10'0. Hf ft ' 0. S 11 

8e"cllt~t wird dort Ube, ~mpi,l.lch~ Fomhungen 'KIn NoU e. in' Semrn ~ , 

(lehrerbildung und SChule) 3' 1009, 87: Schii mhmldt , H~ lbt3g.lJobber, 

'004 ' D~uber U.i ., In: Die Deut.lche Schule '004, 359: deni ., In, 5em,nar 

(~aO. ) 111008, 4' ; den.l .. Zdl.lch,,(t fur Ge sta ltp.lda gog,~ 1009, 49. 

Was den Schulen als neue Aufgaben außerhalb der Wissens­

vermittlung übertragen worden ist, kommt bei den lehrern 

als besondere und besonders belastende berufliche Anfor­

derung an. 

d) Zusammenfassung 

Demnach bleibt festzuhalten : In der Vergangenheit sind 

die beruflichen Anforderungen und Leistungen bei lehrer 

ganz oder überwiegend am Niveau der vermittelten Inhal­

te gemessen worden,. Ob dies damals angemessen war, 

kann und braucht in der Gegenwart nicht mehr festgestellt 

(zu) werden. Doch hat sich die schulische Realität - recht· 

lieh gesteuert oder jedenfalls nachvollzogen - inzwischen 

gewandelt. Die belUflichen Anforderungen an die Leistun­

gen der Lehrer können nicht mehr allein an den vermittel· 

ten Inhalten und deren Niveau geme5sen werden. Vor die· 

sem Hintergrund erscheint es zumindest sachwidrig, wenn 

nicht gar willkürlich, auch in Zukunft allein die Frage nach 

den vermittelten Bildungsinhalten zum Anknüpfungs­

punkt unterschiedlicher Lehrerbesoldung zu machen. 

" 



V. Gesamtergebnis VI. Zusammenfassung : 
Gleiche lehrerbesoldung als Verfassungs-

Das Grundgesetz enthält keine rechtlich zwingenden Ar- auftrag 
gumente für die Notwendigkeit einer Beibehaltung des 

tradierten Systems der lehrerbesoldung. "Gleicher Lohn für gleiche Arbeit!" umschreibt in Nord­

rhein -Westfalen einen Grundsatz von Verfassungsrang. 

Im Gegenteil: Namentlich die beiden hergebrachten zen - Art. 24 Abs. 2 S. 2 der landesverfassung bezieht sich da-

tralen Argumente für eine Differenzierung nach Formen mit - im Gegensatz zu den anderen landesverfassungen 

und Schulstufen - hier: Gymnasium; dort: alle anderen - nicht allein auf die gleiche Entlohnung von Männern und 

Schulformen - wurden uberpn:ift: Frauen .. Die Rechtfertigung der unterschiedlichen Be501-

• das Argument von der unterschiedlichen Vor- und Aus- dung von lehrern, die einer gleichen Tätigkeit nachgehen, 

bildung der l ehrer als Differenziel ungsgrund, muss sich auch an diesem Grundsatz messen lassen . 

• das Argument von der unterschiedlichen beruflichen 

Tätigkeit und Belastung als Differenzierungsgrund Nach dem Grundgesetz orientieren sich Grundlagen und 

Höhe der Besoldung an dem tatsächlichen Lebensstandard 

Die Überprüfung hat gezeigt: Belde Argumente magen für und den daraus abzuleitenden Bedürfnissen einerseits 

die Vergangenheit ih re Berechtigung gehabt haben. Fü r sowie den wahrgenommenen Äm:ern andererseits. Maß· 

Gegenwart und Zukunft halten sie aber den gewandelten geblich für die Ausgestaltung und Bewertung dieser Ämter 

Vorgaben des Schul- und Blidungsrechts einerseits sowie ist die Ausgestaltung im Gesetz bzw. aufgrund Gesetzes. 

den geänderten faktischen Vor- und Rahmenbedingungen Die Gesetzgebung Ist an die grundgesetzllchen Vorgaben 

schulischen lehrens und Arbeitens nicht mehr stand. Sie gebunden. Hierbei kommt ihr ein weiter Beurteilungs- und 

können demnach als zulässige Begründung nicht mehr he- Gestaltungsfreiraum zu. Dieser ist allerdings an die g rund~ 

rangezogen werden. gesetzlichen Vorgaben namentl ich aus Art. 33 Abs. 5; 3 Abs. 

1 GG gebunden. BegrUndungsbedürftig ist demnach die 

Daher lässt sich die tradierte Ungleichbehandlung der leh- unterschiedliche, nicht hingegen die gleiche Besoldung. 

rer im Besoldungsrecht nicht mehr rechtfertigen. In diesem Rahmen ist die Legislative berechtigt. die Besol­

dungsstruktur auszugestalten und umzugestalten. 



Das laufbahnrecht In Bund und ländern differenziert die 

Besoldungshöhe durch Zuordnung der Ämter zu unter· 

schiedlichen 

• l aufbahnen (etwa: mittlerer. gehobener, hoherer Dienst), 

• Besoldungsstufen innerhalb der laufbahnen (etwa; 

A 12 , AI3,. A 14) 

• Dienst- oderlebensaltersstufen, 

• konkreten Anforderungen eines Amtes im Elmelfall 

(namentlich durch Zulagen: z.B. fur leistung der Schul· 

bibliothek, Ballungsraumzulagen u.a.). 

Diese Differenzierung Ist nach der Rechtsprechung mit 

dem Grundgesetz grundsätzlich vereinba i. 

Dazu ist festzuhalten ; 

Zu (1); Das Argument unterschiedlicher Vorbildung reflek· 

tiert die Entstehungsgeschichte der lehramter; Studien· 

amter LS. eines Universitatsstudiums mit der Anforderung 

eines Staatsexamens waren In der vergangenheit nur die 

lehrämter an Gymnasien. Diese Argumentation Ist von 

abnehmender St1chhaltigkelt. h12wlschen gibt es kein 

lehramt ohne Studienanforderung mehr. Inzwischen sind 

für lehrer aller Schulstufen und -formen weitgehend ver· 

einheitllcht. Des Weiteren geht das Argument der unter· 

schiedlichen Vorbildung als DifferenzIerungsgrund infolge 

Art. 14 Abs. 1 S. 1 NRWlV Ins leere. sofern die Vorbi ldung 

nicht zu unterschiedlicher Tätigkeit führt: 

Fur die Frage nach der Gleichheit /Unglelchhelt der lehrer- • die Studienställe (Universität , anders nur noch BWl. 

besoldung stellen sich Fragen haupBächhch hinsichthch • der Studienabschluss (Staatsellamen), 

deI laufbahnzuordnung und der Besoldungsstufen in ih· • der Vorberei tungsdienst, 

nen. Oll' Frage nach der Eingruppierung in die Laufbahnen • der Ausbildungsabschluss (Staatsellarnen). 

bzw. zu den konkrden Besoldungsstufen in ihnen bedarl 

dann, wenn Unterschiede gemacht werden sollen, einer 

Begründung. Diese muss darlegen, dass die Sachverhalte 

nicht gleich sind LGleiches muss gleich behandelt wer· 

den"'), sondern ungleich smd. Eine solche Begründung 

kann nicht all ein durch Aufnahme in unterschiedliche 

In Zukunft werden darüber hinaus weitgehend vereinheitlicht; 

• die gestuften Studiengänge (Bachelor/Master), 

• die Regelstudienzeit, 

• die praktischen Studienanteile. 

Laufbahnen/Besoldungsgruppen erfolgen. Vielmehr ist Unter den Anforderungen an die Ausbildung der lehrer 

diese Aufnahme ihrerseits begrilndungsbedürftig. unterschiedlicher Schulformen und -stufen dominieren 

schon gegenwärtig, erst recht aber in der Zukunft die Ge-

Als solche Dlffelenzierungsgründe werden herkömmlich 

(im wesentlichen) genannt: 

(,) die unters<hledllche Vor-/Ausblldung der lehrer 

unterschIedlicher Stufen hinsichtlich der Studiendauer I· 

anforderungen, 

(~l die unterschiedlichen Anforderungen in den Ämtern 

selbst (~GymnaSialunterr i(ht ist anspruchsvoller als 

Grundschulunte rr lcht.~) . 

meinsamkelten, also die Anlelle der Gleichheit, gegenüber 

den UnterschIeden, also den Antei len der UnglelChheit 

Oll" wenigen verbleibenden UngleIChheiten durfen daher 

in Anbetracht der überwiegenden Gleichheit nicht mehr 

zur Grundlage von Differenzierungen Im Besoldungsrecht 

genommen werden. 

'J 



Zu (J): Das Argument unterschiedlicher Anforderungen in Die. zeigt sich am Wandel des Schulauftrages: 

den Ämtern selbst, reflektiert das unterschiedliche wissen- • vermittlung von Schlüsselqualifikationen (soft skills). 

schaftliche Niveau des Schulunterrichts, welches als von • Integrationsleistungen hinsichtlich von Schüler/innen 

Anfang zu Ende hin ansteigend beschrieben wird. Dieses mit Migrationshintergrund, 

wirk t sich dann auf das Niveau der Anforderungen an leh- • Integrat iver Unterricht auch für behinderte Schüler 

re und l ehrer, an die von ihnen im Unterricht zu erbrin- und 

genden leistungen und damit auf deren Besoldungshöhe • Bewältigung von Heterogenität in Schulen und Klassen 

unmittelbar aus. zeigen, dass der Schulauftrag sich nicht mehr hauptsäch-

lich an der Vermittlung wissenschaftlicher Inhalte orIen-

Diese Argumentation ist gleichfalls von abnehmender trert. Vor diesem Hintergrund erscheint es zumindest 

Stichhaltrgkelt. Sie ware zutreffend, wenn sich Anforde- sachwidrlg, wenn nicht gar willkürlich, auch in Zukunft al-

rungen an die und leistungen der Lehrer ausschließlich lein die Frage nach den vermittelten Bildungsinhalten zum 

oder ganz uberwiegend an den wissenschaftlichen Inhal- Anknüpfungspunkt unterschiedlicher Lehrerbesoldung zu 

ten des Unterrichts messen ließe. Doch liegt darin eine machen. 

unzulässige Verengung. denn die Aufgaben der Schule im 

Bildungs- und Erziehungssektor hat sich gewandelt. Die 

.dte Arbeitsteilung der Vermittlung wissenschaft licher 

Inhalte (Schule) und sonst iger Erfahrungen/Fertigkei ten 

Daraus zeig t sich: Die geforderte Begründung für eine Un­

gleichbehandtung lässt sich gegenwärtig oder jedenfalls 

in absehbarer Zeit nicht mehr erbringen. Gefordert sind 

(Elternhaus, peers u.a.) en1spTICht weder den gewandel ten die landesgesehgeber der einzelnen länder: Seit 2006 ist 

Vorgaben des Schul rechts noch den gewandelten tahäch- lehrerbesoldungsrecht Landesrecht. Er wird in NRW auch 

lichen Rahmenbedingungen der Schulpraxis. Verfassungsgrundsa tz "Gleicher Lohn für gleiche Arbeit" 

zu realisieren haben: Besser spä t als niel 



Anhang 

Besoldungsämter und Beförderungsmöglichkeiten 

BundO!sland Hauptschule 

Thurlngen A,," An " 

61 Eine Beforderung von eS·Lehrern ist oftm~ls nUr bel entsprechende, 

Verwendung In der Se~ I vorgesehen 

62 Eine Beförderung ist bei einem A 13·Elnst,egS3mt grunds.:iulich nicht 

vorgesehen (ausn Konrektor/Rek to'). 

63 Eine Beforderung nuh A '4 ist (bei entsprechender Ve,wendungl mOglich. 

64 Beford e,ung n.ch A '3 mog;'eh. bei uberwlegender Ve,wendung in 

H 3uptsehul- GeIer Werkrnlsehulbildungsgilngen (Stellen~egel). 

65 Beforde'ung nuh A '3 moglieh. bei ube,wiegende, Verwendung in 

H3uptsehul· GeIer Werkrulsehulbildungs g3ngen (Stellen~egel). 

&6 Befo'de,unglum Studienrat nach A '3 moglieh, 

61 Beforderunglum Studlenr~t nach A '3 mog;,eh, 

68 Befo'de'ung fu' nuh A lj (lUs~tlp'ufung erforde,liehl möglich. 

69 Beforde 'ung nach A '3 moglich. 

JO Befotde'ung n~eh A '31A '4 moglleh. 

Jl Beforderung lur .lIe leh re' möglich (Stellenkegel): es· Lehre, nu , mit 

Erg.nlUngsprufung. 

JI Befö,detung allet Lehrer nuh A 12. bi s A '3 möglich (Stellenkegel). 

Jl Beforde,ung .lIe. lehret nach A '3 mög'ieh. 

J_ Beforde,ung nach A '3 bei Verwendung in det Sek I möglich. 

JI S<lfern- wie bklisch stets -die AusbIldung von Haupt· und RulS<hul· 

lehrern Identisch iSI. 

Realschule" Gesamtschule Gymnasium" 

Au Au 

AU" 

76 Beforderung n.eh A 'l'A '4 mogllen (Stellen kegel) 

77 Beforderung nileh A 'l "'oglieh (Stellenkegell. 

"3 

78 Beforderung nach ,I, 'l moglteh bei W3h,nehmung hel3usgehobener 

hligkeiten. 

7~ Beforderung n.eh A 'l'A '4 möglich (Stellenkegel) 

80 Befo'derung n.eh A '1 moglleh (Stellenkegell. 

81 Beforderung nnh A'~ moglieh (Stellenkegell. 

82 Beforderung n.ek A '3' ,I, 14 moglleh (Stell~nk~8el) 

83 Beforderung n~eh A '3 mogheh (Slellen"egel) . 

84 Beforderung nileh A '3 n'oghe h (SIellenkegeI) 

8S Befo,derung nleh A '3 mogheh (Stellen kege l). 

86 Befo'derung n~el! A '3 moglIch (Stel!enkegel). 

87 Beforderung bei entspre<:hendem Oienst"lter "ller lehre' mogl!eh 

88 Befo'dNung n.el! A '3 mogUeh, 

89 Beförderung n~(1! A '3 moglich 

90 Beforderung n~(h A '3 möglkh (Stellenkegel) . 

~1 Befotderung nlel! A U moglien 

~2 Befotderung n~el! A 13 nur als Regetschullehre, mogtieh 

~3 Beforderung nleh A '3 nu, ~Is Regelschullehret moglleh 

94 Beforderung nlel! A '3 moglIeh 

's 
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